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Feminismus oder Marxismus 

Für eine 
kommunistische 
Frauenbewegung! 
Der folgende Artikel stellt eine überarbeitete Fassung einer 
Rede dar, die von Genossin Silvia Lenz, Mitglied des Zen': 
tralkomitees der TLD, auf einer Berliner Veranstaltung der 
Organisation am 14. Juni gehalten wurde. 

Der erste Weltkongreß der Kommunistischen Internationale 
hat kurz und klar zum Ausdruck gebracht, weshalb die Frau­
enfrage für die kommunistische Bewegung von essentieller 
Bedeutung ist. In dem "Beschluß über die Notwendigkeit der 
Heranziehung von Arbeiterinnen zum Kampf für den Sozia­
lismus" heißt es: 

"Der Kongreß der Kommunistischen Internationale stellt 
fest, daß sowohl der Erfolg aller von ihm gestellten Auf­
gaben, wie auch der endgültige Sieg des Weltproletariats 
und die vollständige Abschaffung der kapitalistischen 
Ordnung, nur durch den engverbundenen, gemeinsamen 
Kampf der Männer und Frauen der Arbeiterklasse ge­
sichert werden können ... Die Diktatur des Proletariats 

kann nur unter regem und aktivem Anteil der Frauen 
der Arbeiterklasse verwirklicht und behauptet werden." 

Diese überzeugung teilt die TLD als Sektion der interna­
tionalen Spartacist Tendenz (iST) mit der Kommunistischen 
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Internationale. Deswegen überlassen wir es nicht dem Femi­
nismus als einer kleinbürgerlichen Ideologie, die Probleme 
der Frauen in bornierter Weise anzugehen und die unter­
drückten Frauenmassen in die Sackgasse der "Autonomie" 
zu fUhren. 

Die Frauenfrage ist im wesentlichen eine Klassenfrag'e. 
Sie überschneidet zwar die Klassengrenzen, wird jedoch zu 
einer Klassenfrage dadurch, daß es den Frauen der Bour­
geoisie, die über finanzielle Mittel und gesellschaftliche Posi­
tionen verfügen, wesentlich leichter fällt, ihrer Unterdrückung 
individuell zu begegnen als der Proletarierin oder den Frauen 
der unterdrückten Schichten des Kleinbürgertums. Für die 
Frauen der Arbeiterklasse dagegen wird es direkt und unmit­
telbar erfahrbar, daß ihre Befreiung nur im Klassenkampf er­
rungen werden kann. 

Feminismus: eine kleinbürgerliche Sackgasse 

Vom Feminismus haben die Frauerunassen nichts zu er­
warten. Neben einzelnen Tagesforderungen, die auch Mar­
xisten vertreten, die aber außerhalb eines sy~tematischen re­
volutionären übergangsprogramms einen rein reformistischen 
Charakter annehmen müssen, neben emotionalen Aktionen 
,ohne klare Zielrichtung (Walpurgisnacht!) und Quacksalbereien 
diverser Art (rein "weibliche" Medizin, "weibliche" Kunst und 
ähnliches) hat der Feminismus nur utopische Modelle anzubie­
ten,die so reaktionär sind, wie jeder Utopismus in einer Epoche, 
in der der Sieg der proletarischen Weltrevolution die Schlüs­
selfrage für das überleben der Menschheit geworden ist. 

Freilich sind es heute in erster Linie die Feministen, die, 
aufgrund der Krise der revolu tionären Führung der Arbei­
terklasse, aufgrund des jahrzehntelangen Verrats, die der 
Stalinismus an der Arbeiterklass~ begangen hat und schließ­
lich aufgrund der Degeneration der Vierten Internationale, 
sich die Frauenfrage zu eigen gemacht haben. Die Probleme, 
die von ihren Massenpublikationen, wie Emma oder Courage, 
aufgegriffen werden, handeln von realen Faktoren täglichen 
Elends: benachteiligten Proletarierinnen, geschlagenen Ehe­
frauen, der sozialen und sexuellen Unterdrückung der Frau. 
Die Antworten jedoch, die gegeben werden, sind Zeugnisse 
der Ohnmacht. 

So werden z. B. von einzelnen Feministinnen Frauenhäu­
ser gepriesen, in denen die mißhandelten, verzweifelten Ehe­
frauen Zuflucht finden können. Doch solche Selbsthilfepro­
jekte können nichts an dem Grundübel, der repressiven 
Kleinfamilie mit ihren ideologischen und ökonomischen 
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Funktionen im Kapitalismus, ändern. Frauenhäuser als 
Strategie zur Befreiung der Frau anzubieten, heißt mit un­
tauglichen Waffen kämpfen. Es kann keine "befreiten" 
Inseln im Kapitalismus geben. Selbstverständlich verteidi­
gen wir Frauenhäuser vor Zugriffen, vor der Repression des 
bürgerlichen Staatsapparates. Aber was wir für solche Frau­
en fordern, ist die unverzügliche Bereitstellung von men­
schenwürdigen Wohnungen, von Arbeitsplätzen (Einglie­
derung in die Produktion), von guten Einrichtungen zur Ver­
sorgung ihrer Kinder. Wir fordern die Abschaffung der re­
aktionären bürgerlichen Ehe- und Scheidungsgesetze und 
die Abschaffung des Schandparagraphen 218. Wir treten 
gegen die Diskriminierung der Frauen in der Erziehung, Aus­
bildung und am Arbeitsplatz ein. Wir kämpfen - gegen die 
Gewerkschaftsbürokratie - für die gewerkschaftliche Orga­
nisierung und Mobilisierung der arbeitenden Frauenmassen. 

Selbstbestimmungsrecht und Kontrolle der Frau über 
ihren eigenen Körper lauten andere Forderungen der Femi­
nisten. Gewiß sind Kommunisten die entschiedensten 
Kämpfer für die kostenlose und qualifIZiert durchgefuhrte 
Abtreibung, fur die freie Verfügbarkeit von Verhütungsmit­
teln und fur eine umfassende Sexualaufklärung. Doch wird 
der Körper einer Frau, die z. B. 40 Stunden in der Woche 
am Fließband arbeitet, dermaßen stark in Anspruch genom­
men, daß es kleinbürgerlicher Hohn auf die Proletarierin ist, 
von "Kontrolle" zu reden. Erst in der überflußgesellschaft 
des Sozialismus werden die Frauen - wie die gesamte 
Menschheit - nicht mehr physisch und psychisch wie im 
Kapitalismus verkrüppelt werden, sondern schöpferische 
und befreite Menschen sein. 

Als ein letztes Beispiel sei noch die Forderung nach 
Lohn für Hausarbeit genannt. Zwar ist es unbestreitbar, 
daß die Hausarbeit der Reproduktion der Ware Arbeitskraft 
dient. Deswegen wird die Hausarbeit jedoch nich t zur 
"Schlüsselindustrie in der Gesellschaft" (Courage NI. 3, 
15. März). Unser Ziel ist nicht, die Hausarbeit als ein not­
wendiges Übel zu akzeptieren und für deren Entlohnung 
einzutreten. Wir kämpfen für die Abschaffung der Hausskla­
verei. Und hier sehen wir nicht, wie die Gruppe Internatio­
nale Marxisten (GIM), einen Ansatzpunkt im Zusarnmen-

, schluß von Hausfrauen und in der gemeinsamen Organisa­
tion der Hausarbeit (was tun extra, 26. Mai). Wir erheben 
Forderungen wie die nach der Vergesellschaftung der Haus­
arbeit, nach kostenlosen und qualifizierten Einrichtungen 
zur Versorgung der Kinder rund um die Uhr, kontrolliert 
von den Eltern und dem Personal, finanziert durch den Staat 
oder die Unternehmer. Wir erheben diese Forderungen nicht 
mit der Illusion einer Humanisierung des Kapitalismus. Wir 
wissen, daß diese Forderungen, wie die nach einer Beendi­
gung der Diskriminierung der Frauen in der Ausbildung und 
am Arbeitsplatz, die Einstellung aller Arbeiter unabhängig 
von Geschlecht und Rasse, die Verkürzung der Arbeitszeit 
bei vollem Lohnausgleich, nur unter der Regierung der Ar­
beiterklasse realisiert werden können. Auch erst unter der 
Diktatur des Proletariats können überall kollektive Institu­
tionen eingerichtet werden, die die individuelle Haushalts­
fuhrung ersetzen können. Endlich werden alle Frauen aus 
der stumpfen häuslichen Enge befreit werden und als gesell­
schaftliche Wesen ihre Fähigkeiten und Kenntnisse erwei­
tern können, um aktiv teilzunehmen am "Sprung der 
Menscheit aus dem Reich der Notwendigkeit in das Reich 
der Freiheit" (Friedrich Engels). 

Unsere Weigerung, die Losung "Lohn für Hausarbeit" 
auf unser Banner zu schreiben, veranlaßt uns jedoch nicht 
dazu, in sektiererischer Weise eine eventuell vom Staat ge­
leistete Unterstützung fur Hausfrauen, am wahrscheinlich-
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sten in der verkrüppelten Form eines Haushaltszuschusses, 
zurückzuweisen. Wir werden solche finanzielle Verbesserun­
gen für Arbeiterfrauen ebensowenig ablehnen wie etwa die 
Zahlung von Kindergeldern oder Ausbildungsbeihilfen. Aber 
wir wissen auch, daß dies nur ein Almosen sein würde, das 
der Staat aus taktischen Gründen leisten könnte. 

Die Forderung "Lohn ftir Hausarbeit" wie sie heute von 
manchen Feministinnen aufgestellt wird, soll jedoch nicht 
eine magere "Reform" sein, sondern eine Strategie zur Be­
freiung der Frau. Sie fUhrt zu der Ideologie der Absonde­
rung der werktätigen Frauenmassen vom gemeinsamen 
Kampf gegen die Herrschaft der Bourgeoisie, zu der reaktio­
nären Utopie einer Frauenautonomie innerhalb der Gesell­
schaft. 

Während der Feminismus sich an utopisch-idealistische 
Vorstellungen klammert, geht der Marxismus von einer mate­
rialistischen Analyse der Gesellschaft aus und liefert Anlei­
tung zum Handeln: Nur die proletarische Revolution kann 
die Frau befreien. Die auf Ausbeutung und Unterdrückung 
beruhende kapitalistische Gesellschaftsordnung muß durch 
die Revolution gestürzt werden. Ein vom Proletariat getrenn­
ter, besonderer Weg zur Befreiung der Frau ist nicht mög­
lich. Kurz: Der Feminismus ist mit dem Marxismus nicht 
versöhnbar. Marxisten müssen deswegen die bürgerliche bzw. 
kleinbürgerliche Frauenbewegung polarisieren und in der 
Auseinandersetzung mit ihr eine kommunistische schaffen. 

Die revolutionäre Organisierung der proletarischen 
Frauenmassen 

Die Gewinnung der Frauen für die Revolution stößt je­
doch nach wie vor auf gesellschaftlich bedingte Schwierig­
keiten. Clara Zetkin sagte hierzu in ihrem Bericht über die 
Frauenbewegung auf dem Dritten Weltkongreß der Kommu­
nistischen Internationale: 

"Wir vergessen nicht die sozialen Bedingungen, die als 
Hemmnisse für die Betätigung der Frau, für ihr politisches 
Erwachen, ihren politischen Kampf noch vielfach in den 
gesellschaftlichen Einrichtungen, im Familienleben und 
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auch in sozialen Vorurteilen vorhanden sind. Wir sehen 
klar den Niederschlag, den die Jahrtausende alte Knecht­
schaft in der Seele, der Psyche der Frau zurückgelassen 
hat. Deshalb bedarf es trotz der Gemeinsamkeit der Or­
ganisation besonderer Organe, besonderer Maßnahmen, 
um an die Frauenmassen heranzukommen und sie als 
Kommunistinnen zu sammeln und zu erziehen." 

Sie schlug vor, Frauenausschüsse auf allen Ebenen der Partei 
zu bilden, die "in engster organisatorischer und ideologischer 
Gemeinschaft mit den Organen der Gesamtpartei wirken", 
die aber auch "des Rechtes der Initiative und einer gewissen 
Bewegungsfreiheit bedürfen". Clara Zetkin war dabei in der 
Lage, sich auf die Erfahrungen der deutschen Sozialdemo­
kratie stützen zu können, die 1908 auch nach der Aufhebung 
der diskriminierenden Vereinsgesetze durch die preußische 
Regierung an besonderen, aber nicht abgesonderten Frauen­
kommissionen festgehalten hatte. Auch die Bolschewiki hat­
ten dieses "deutsche Modell" später übernommen. Clara 
Zetkin warnte jedoch: 

"Es gibt keine besondere kommunistische Frauenorganisa­
tion. Es gibt nur eine Bewegung, es gibt nur eine Organisa­
tion der Kommunistinnen innerhalb der Kommunistischen 
Partei zusammen mit den Kommunisten. Die Aufgaben 
und Ziele der Kommunisten sind unsere Aufgaben, unsere 
Ziele. Keine Sonderbündelei, keine Eigenbrödelei, die ir­
gendwie geeignet wäre, die revolutionären Kräfte zu zer­
splittern und abzulenken von ihren großen Zielen der Er­
oberung der politischen Macht durch das Proletariat und 
dem Aufbau der kommunistischen Gesellschaft. Die kom­
munistische Frauenbewegung bedeutet nichts anderes als 
planmäßige Verteilung, planmäßige Organisierung der 
Kräfte, sowohl der Frauen, wie der Männer in der Kommu­
nistischen Partei, um die breitesten Frauenmassen für den 
revolutionären Klassenkampf des Proletariats, ftir den 
Kampf zur Niederzwingung des Kapitalismus und den 
kommunistischen Aufbau zu gewinnen." 

Diejenigen Genossen, die noch immer nicht erkannt hatten, 
daß der Erfolg der proletarischen Revolution von der Gewin-
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Demonstrationsblöcke der iST in Deutschland, den USA und Australien: Für eine kommunistische 
Frauenbewegung! 
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nung der Frauenmassen abhängt, nannte sie "bewußte Sabo­
teure der Revolution". Und auf dem Vierten Weltkongreß 
der Kommunistischen Internationale kritisierte sie diejenigen 
Sektionen, die noch immer keine Frauenkommissionen einge­
richtet hatten. Aufbeiden Weltkongressen betonte sie, wie 
sehr sich die kommunistische Bewegung schaden würde, 
wenn es ihr nicht gelänge, die gewaltige Sprengkraft des 
weiblichen Proletariats, seine besondere Hingabe, seine 
Tapferkeit, seine Entschlossenheit zu organisieren. Selbst­
bewußt sagte sie auf dem Dritten Weltkongreß: 

"Wir sind, dem Himmel sei Dank, nicht Eure Affen, 
nicht Eure mißratenen, schlechten Kopien. Wir setzen un­
sere eigenen geistigen und sittlichen Werte ein, sowohl in 
den revolutionären Kampf, wie an den revolutionären 
Aufbau." 

Niemals hat die revolutionäre Kommunistische Internatio­
nale den Kampf der proletarischen Frauen vom Kampf der 
Partei getrennt. Niemals auch wäre die kommunistische 
Frauenbewegung auf die Idee gekommen, die proletarischen 
Frauen in der Gewerkschaft "autonom" zu organisieren oder 
die "Privilegien" proletarischer Männer einfach mit "Privi­
legien" für Frauen zu vertauschen, um so zu einem Ausgleich 
zu gelangen. 

Für eine Frauensektion der kommunistischen 
Avantgardepartei 

Die internationale Spartacist Tendenz setzt an der Er­
fahrung der kommunistischen Frauenbewegung wieder an: 
besondere Organe für Arbeit unter den Frauen sind eine 
strategische Nowendigkeit, um die besonderen Probleme zu 
beseitigen, die Frauen vom politischen Leben fernhalten und 
um zu ermöglichen, daß Frauen ,für eine proletarisChe Per­
spektive gewonnen und an die revolutionäre Partei herange­
führt werden. Kommunistische Parteien müssen also auch 
auf allen Ebenen diese Organe schaffen - Kommissionen, 
Ausschüsse usw. - um eine planmäßige und zielgerichtete 
Arbeit unter den Frauen leisten zu können. Diese Organe 
führen jedoch kein autonomes Leben nebeneinander, son­
dern sind auch innerhalb der Partei vertikal zusammenge­
faßt und arbeiten unter der direkten Anleitung der zentralen 
Führung der Partei, mit der sie durch ihre bewußtesten Ka­
der verbunden sind. Unsere Genossinnen sollen ebenso wie 
unsere Genossen auf allen Ebenen der Partei vertreten sein, 
in allen Arbeitsbereichen tätig werden. 

In allen Bereichen der Gesellschaft, vor allem aber auch 
in der Gewerkschaft, wollen wir mit unserem Programm 
intervenieren. Dabei ist das Programm, mit dem wir unter 
den Frauen arbeiten, nicht ein besonderes Programm. Es ist 
das Programm der gesamten Partei, das übergangspro­
grarnm, das in der proletarischen Staatsrnacht gipfelt. Die 
Arbeit von solchen Organen zeichnet sich dadurch aus, daß 
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sie dieses Programm mit den speziellen Forderungen und 
Bedürfnissen, die der Frau durch ihre Unterdrückung ent­
stehen, aufs engste verknüpfen und die Teile des Programms, 
die diesen Bedürfnissen direkt Antwort geben, besonders 
hervorheben - wo auch immer sie intervenieren. 

Eine größere kommunistische Partei wird durch die Schaf­
fung einer Übergangsorganisation, der entwickeltsten sol­
cher besonderen Organisationsformen, die Masse der unter­
drückten und ausgebeuteten Frauen für die Parteiarbeit mo­
bilisieren und organisieren. Solche aufzubauenden Frauen­
sektionen (an deren Arbeit selbstverständlich auch männli­
che Genossen beteiligt sein müssen) werden nicht Kopien 
stalinistischer Frontorganisationen darstellen, sondern über 
eine weitgehende organisatorische Unabhängigkeit und über 
ein aktives politisches Leben verfügen, eigene Initiativen zur 
Arbeit unter Frauen entfalten. Die genaue Struktur von 
Obergangsorganisationen wird jeweils von den nationalen Ge­
gebenheiten mit beeinflußt werden (so dürften die Schwer­
punkte der Arbeit unter den Frauen im islamischen Saudi­
arabien andere sein als in der Bundesrepublik). 

Die Position zur Frauenfrage als Prüfstein für 
Revolutionäre 

Für uns "altmodische" Trotzkistinnen und Trotzkisten 
ist es erfreulich festzustellen, daß revolutionäre Bewegungen 
immer auch eine revolutionäre Position in bezug auf die 
Frauenfrage vertreten haben. So war es der revolutionäre 
Flügel der deutschen Sozialdemokratie, der sich mit der 
Frauenpresse Die Gleichheit unter der Führung von Clara 
Zetkin und Emma Ihrer der Frauenfrage angenommen hat­
te, der gegen die vom rechten Flügel der Sozialdemokratie 
immer wieder angestrebte Verflachung der Gleichheit 

Fortgesetzt auf Seite 8 
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Russell-Initiative 
Impotenter Propagandablock gegen 
bürgerliche Repression 
Der 1968 im greisen Alter von 96 Jahren verstorbene eng­
lische Philosoph und Lord Bertrand Russell, der seiner Nach­
welt nicht nur ein System der analytischen Mathematik, son­
dern auch eine vom Geist des Liberalismus und vom Unmut 
gegen soziale Ungerechtigkeit und Verletzungen der Men­
schenrechte tief durchdrungene Idee der Verpflichtung auf 
eine Welt des "Friedens", des "Fortschritts", der "Freiheit" 
und der "Demokratie" hinterließ, hätte mit seinen aufkläre­
rischen Ambitionen besser ins achtzehnte denn ins zwanzig­
ste Jahrhundert gepaßt. Unter seiner Ägide wurde 1963 die 
Bertrand Russell Peace Foundation gegründet, in welcher 
dieser Geist bis auf den heutigen Tag überdauert hat. Die 
Foundation organisierte 1966 das "Internationale Tribunal 
über Kriegsverbrechen in Vietnam", 1975 das zweite Tribu­
nal über die "Unterdrückung in Brasilien, Chile und Latein­
amerika". Beide erlangten weltweite Publizität und legten 
Zeugnis ab ftir ihre moralische Integrität - ihre Urteile konn­
ten sich auf-erschütternde Dokumente und sorgfältig zusam­
mengefligtes Beweismaterial stützen. 

Freilich hat sich der Imperialismus samt seinen Vasallen 
und Kompradoren in seinem blutigen Feldzug gegen das 
internationale Proletariat dadurch nicht stören lassen, er 
läßt sich von Pazifisten und Bannerträgern der "reinen De­
mokratie" nicht "unter Druck setzen". Fast neun weitere 
Jahre hat die amerikanische Bourgeoisie nach 1966 Napalm­
bomben auf die vietnamesischen Massen geschleudert; 
Pinochets und Videlas Terrorregime lasten heute noch auf 
der chilenischen und argentinischen Arbeiterklasse. 

Die Geschichte kann keine deutlichere Sprache reden. 
Tribunale wie die der Bertrand Russell Peace Foundation 
dokumentieren die politische Hilflosigkeit der liberalen 
Kleinbourgeoisie, deren Waffen flir "Menschenrechte" und 
"Freiheit" sich auf die des impotenten moralischen Appells 
beschränken. Gegen diese Hilflosigkeit betonen wir, daß im 
Kampf gegen den Terror der Bourgeoisie jede erstellte prole­
tarische Aktionseinheit hundertmal schwerer wiegt als alle ver­
blaßten Ideale bürgerlicher Aufklärung zusammengenommen. 

Die Linke auf der Flucht nach rechts 

In der Bundesrepublik nun haben die Erben der APO zu 
einem dritten Tribunal aufgerufen. Vor einigen Monaten hat­
ten sich der Kommunistische Bund (KB), die vorgeblich trotz­
kistische Gruppe Internationale Marxisten (GIM), der damals 
noch nicht zerfallene zentristische Spartacusbund, das Sozia­
listische Büro (SB - diese linkssozialdemokratische renom­
mierte Organisation hat sich inzwischen aus dem Projekt zu­
rückgezogen), Spontis jeder Couleur und lokale Liberalenzir­
kel zu einem Propagandablock par excellence zusammenge­
schlossen, mit dem gemeinsamen Ziel, ein Russell-Tribunal 
über die Repression in der BRD einzuberufen. Dieser Schritt 
verkörpert den glühenden Wunsch der beteiligten Organisa­
tionen, das Russell-Tribunal möge "einen wichtigen Beitrag 
zur Abwehr antidemokratischer Tendenzen leisten" (Aufruf 
des Westberliner Unterstützungskomitees zur gemeinsamen 
Veranstaltung am 13. Juni). Die GIM, deren Politik sich auf 

den Kampf für ein "liberales atmosphärisches Klima" (so ein 
GIM-Vertreter im Berliner Unterstützungskomitee zum Cha­
rakter einer am 13. Juni geplanten Veranstaltung) konzen­
triert, geht noch einen Schritt weiter: mit dem Aktions­
komitee/FU erhofft sie sich, "daß das Tribunal zu einem 
ersten, sehr entscheidenden Schritt wird, um die Berufsver­
bote endgültig zu Fall zu bringen ... " (was tun Nr. 161, 
2. Juni - unsere Hervorhebung). "Gelingt ein solches Bünd- ' 
nis (mit dem "liberalen Lager", Anm.), dann erreicht die 
Bewegung gegen den Abbau demokratischer Rechte in un­
serem Lande tatsächlich eine neue Qualität ... " (ebenda, 
unsere Hervorhebung). Die Arbeit des Komitees soll sich 
in Form des Sammelns von Fakten, Indizien, Beweismate­
rialien vollziehen, welche dann nach Maßgabe der Kriterien 
"liberaler Menschlichkeit" zu einer Gardinenpredigt gegen 
die Großbourgeosie formuliert werden mögen. Die GIM 
unterschreibt auch, daß "Vorbereitung und Durchführung 
des Tribunals ... auf keinen Fall irgendwelchen linken Grup­
pierungen die Möglichkeit der Selbstdarstellung und Propa­
gierung der eigenen Linie im Namen der Bertrand Russell 
Peace Foundation geben" dürfen (ebenda). 

Die Ausnutzung von "Vorbereitung und Durchflihrung 
des Tribunals" zur Propagierung und Verbreitung des eige­
nen Programms (dies "im Namen der Bertrand Russell Peace 
Foundation" zu tun, wäre ganz offensichtlich unsinnig) 
wird von was tun mit dem verkorksten AAO-Terminus 
"Selbstdarstellung" belegt. Für Trotzkisten ist die Darstel­
lung von Ziel und Zweck der eigenen Organisation Propa­
ganda für den revolutionären Marxismus. Für jemand, der 
wie die pabloistische GIM seine politische Fracht nicht 
unter eigenem Banner, sondern durch Schmuggel befördert, 
ist die Darstellung der "eigenen Linie" natürlich hohle 
Selbstdarstellung. 

Winfried Wolf ist in was tun Nr. 152 eifrig bemüht, jeden 
Verdach t, den kleinbürgerliche Demokra ten diesb ezüglich ge­
genüber der GIM hegen mögen, auszuräumen, indem er die Tak­
tik der GIM zum Russell-Tribunal durch den Hinweis auf das 
Tribunal über Vietnam, welches "die US-Bewegung ,Out 
now' geschaffen" habe, verdeutlicht. W. W. hat den Erfolg 
auf seiner Seite, ging doch die Unterstützung der "Out now"­
Bewegung so weit in den "Bereich der bürgerlichen Demo­
kraten, Liberalen usw.", daß sogar der Präsidentschaftskan­
didat der Demokratischen Partei George McGovern "Out 
now" auf seine Fahnen schrieb. Zwar ist die "Out now"­
Bewegung der ,,liberalen" amerikanischen Bourgeoisie nicht 
so sehr von ihrem demokratischen Gewissen, als vielmehr 
vom fallenden Dow J ones-Börsenindex ausgelöst worden, 
dafür ist es der mit dem VS "befreundeten" SWP durch 
viele reformistische Bücklinge gelungen, sich in der "Out 
now"-Bewegung mit dem bürgerlichen Senator Vance Hart­
ke auf der Grundlage "Bring Our Boys Horne" zu vereinigen. 

Diese politischen Anleihen der zentristischen GIM bei 
der reformistischen SWP sind ein verzweifelter Versuch, 
der bürgerlichen Repression durch Anbiederung an die 
kleinbürgerliche Demokratie zu entrinnen. 
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Anstatt den Weg von proletarischen Aktionseinheiten 
einzuschlagen und den Kampf um die Mobilisierung der Ar­
beiterklasse aufzunehmen, schlagen diese "Revolutionäre" 
einen Kurs auf die kleinbürgerlichen Intellektuellen ein und 
rufen sie als Richter über die Grausamkeiten des bürgerlichen 
Alltags an. Das "Programm" und die geistigen Führer dieser 
"breiten Antirepressionsbewegung" lassen sich nur erahnen, 
doch die Hamburger und Westberliner Unterstützungsveran­
staltungen setzten unmißverständliche Zeichen: auf beiden 
Veranstaltungen gab es keine Redner der vorgeblich revolu­
tionären Unterstützer, stattdessen entfalteten J. P. Vigier 
(bis 1968 ZK-Mitglied der PCF) und liberale Sozialdemo­
kraten wie Flechtheim sowie Judo-Führer ihre buntschillern­
den Fahnen. Natürlich verzichteten die aufrufenden "Revolu­
tionäre" nicht darauf, "die Unterstützung der politischen 
Stoßrichtung dieser Veranstaltung" (so wörtlich ein Sparta­
cus-IT-Vertreter im Westberliner Unterstützungskomitee ) zu­
zusichern. 

Darin äußert sich die schamlose Erniedrigung dieser Or­
ganisationen in ihrer ganzen Tragweite. Von einer kleinbür­
gerlichen Stiftung andere als kleinbürgerliche Äußerungen zu 
erwarten, ist eine politische Dummheit, sich selbst eine der­
artige Beschränktheit aufzuerlegen, ist Verrat am revolutio­
nären Marxismus bzw. am Anspruch, diesen zu vertreten. 

Russell-Tribunale entscheiden und initiieren nichts. Ihr 
Zustandekommen öffnet ftir Marxisten eine weitere taktische 
Gelegenheit, ihr revolutionäres Programm besser in die Mas­
sen tragen zu können, um so die demokratischen Illusionen 
zu zerstören und den Kampf gegen die Bourgeoisie zu orga­
nisieren. Das bedeutet auch und gerade Kampf gegen den 
Einfluß der Ideologen der kleinbürgerlichen Demokratie auf 
die Arbeiterbewegung. Nur in dieser auf die Eroberung der 
Macht durch die Arbeiterklasse ausgerichteten Perspektive 
ist eine marxistische Wertung des Kampfes um bür:gerlich­
demokratische Rechte möglich, ist es möglich, die Haltung 
von Revolutionären gegenüber kleinbürgerlichen Juries über 
Aspekte der bürgerlichen Repression zu bestimmen. 

Marxisten propagieren nicht das Russell-Tribunal als 
"entscheidenden Schritt, um die Berufsverbote endgültig zu 
Fall zu bringen", sondern setzen dieser kleinbürgerlichen Per­
spektive den Kampf für proletarische Aktionseinheiten ent­
gegen. Nur durch unabhängige Kampfaktionen der Arbeiter­
bewegung gegen die Bourgeoisie kann das Selbstvertrauen 
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der Arbeiterklasse gestärkt, ihr Bewußtsein entwickelt und 
die Hilflosigkeit der kleinbürgerlichen Kritik am bürgerlichen 
Terror entlarvt werden. Die demokratischen Rechte der Ar­
beiterklasse können nicht durch demokratische, sondern 
nur durch proletarische Methoden verteidigt werden. 

Die vorgebliche Linke kapituliert vor der Aufgabe, die 
Arbeiterklasse gegen den Strom schwimmend um ihre Klas­
senforderungen zu mobilisieren und desorientiert ihre fort­
geschrittensten Elemente durch bizarre Gläubigkeit in die 
moralische Kraft des Urteils einer kleinbürgerlichen Jury 
gegenüber einer bis an die Zähne bewaffneten Bourgeoisie. 
Anstatt die Unabhängigkeit der Arbeiterklasse von solchen 
klassenfremden Einflüssen zu erkämpfen, organisieren diese 
angeblichen Revolu tionäre Veranstaltungen für die Ideologen 
der liberalen Menschlichkeit, auf denen diese ihr lähmendes 
Gift in die Arbeiterbewegung verspritzen und der Besorgnis 
des liberalen Europas über das "Modell Deutschland" Aus­
druck verleihen. 

Der "Iinke Flügel": Russell-Tribunal gegen den 
Kapitalismus 

Der Spartacusbund forderte gemeinsam mit dem KB die 
Aufarbeitung der gesamten Skala der Repression in der BRD: 
das ist der einzige praktische Unterschied zum "rechten Flü­
gel" des Unterstützungskomitees für ein Russell-Tribunal. 
So schreibt der Spartacusbund in Spartacus Nr. 36: 

"Erst die Klärung dieser Fragen gibt eine Antwort darauf, 
warum nur kleine Teile der Bevölkerung von der Repre­
sion betroffen sind und welche Teile dies sind. Nur so 
kann weiter geklärt werden, welcher Großteil der Bevöl­
kerung der Repression gleichgültig gegenübersteht und 
warum er sich nicht aktiv zur Wehr setzt. Erst aus dieser 
Analyse des gesamtgesellschaftlichen Kräfteverhältnisses 
kann diese Initiative für ein Russell-Tribunal auch ein 
fundiertes Konzept entwickeln, wie der kleine Teil, der 
sich aktiv gegen die Repression zur Wehr setzt, jenen Teil 
der Bevölkerung zum Mitkämpfen gewinnen kann, der 
auch unmittelbar von der Repression betroffen ist, sich 
aber nicht aktiv zur Wehr setzt." 

In einer Welt von "Menschen" und "Menschenrechten" 
fällt der Spartacusbund natürlich auf die tautolOgische Platt­
heit von kleinen und großen Teilen der "Bevölkerung", "Ak­
tiven" und "Gleichgültigen" zurück, deren Verhältnis zuein­
ander und deren Motivation Antwort auf das "gesamtgesell­
schaftliche Kräfteverhältnis" gibt, nicht aber der Kampf von 
Klassen. Dieses mit einer Analyse ausgehend von "Gleich­
gültigen" und "aktiv sich Wehrenden" zu ändern oder gar 
umzustürzen, dürfte dem Spartacusbund schwerfallen, zumal 
er selbst in kleine und große Teile, aktive und gleichgültige, 
zerfallen ist. 

Sein Vorschlag, im Rahmen der Arbeit der Initiative die 
Genossen Roth und Otto "aus den Klauen der Klassenjustiz" 
( ebenda) zu befreien, dürfte nicht nur aus tenninologischen 
Gründen wie eine Seifenblase zerplatzen. Als die TLD 
Ende März im Zusammenhang mit dem gerade aufgedeckten 
Stammheimer Abhörskandal an die Organisationen der Ar­
beiterbewegung und an das Westberliner Unterstützungsko­
mitee mit der Aufforderung herantrat, in einer Aktionsein­
heit den Kampf um die bedingungslose Freilassung der RAF­
Genossen aufzunehmen, hielt es das Komitee nicht einmal 
für nötig, diesen Vorschlag zu diskutieren, geschweige denn, 
sich zu Aktionen bereit zu erklären, sondern bemühte statt­
dessen eine Reihe von Nichtbefassungsanträgen. Dies nicht 
aus den vorgetäuschten fonnalen Begründungen (mit der 
Versicherung, darüber Material zu sammeln), sondern aus 



Juli 1977 7 

Weg mit den Terrorurteilen gegen 
die RAF -Genossen! 

Die Bourgeoisie kann zufrieden sein. Nach dem Stamm­
heimer Prozeß ist jetzt auch, am zweiten Juni, der "klei­
ne" Baader-Meinhof-Prozeß über die Bühne gelaufen. 
Klaus Jünschke und Manfred Grashof wurden zu lebens­
länglicher Haft verurteilt, der dritte Angeklagte, Wolfgang 
Grundmann, wegen "Mitgliedschaft in einer kriminellen 
Vereinigung" "nur" zu vier Jahren; er mußte freigelassen 
werden, da er bereits viereinhalb Jahre in Untersuchungs­
haft gesessen hatte! Dem Klassenterror der Bourgeoisie 
muß durch die Mobilisierung der Arbeiterklasse ein Ende 
bereitet werden! Ensslin und Raspe, Jünschke und Grashof 
Roth und Otto, Günter Sonnenberg (dem die Polizei das 
Gehirn zerschossen hat), Verena Becker und all die ande­
ren Opfer der bürgerlichen Klassenjustiz - wir fordern 
ihre sofortige und bedingungslose Freilassung! 

Im folgenden drucken wir eine Protestnote des ameri­
kanischen Partisan Defense Committee (PDC) gegen die 
Verurteilung der RAF-Genossen an die Bundesregierung 
ab. Das PDC ist eine klassenkämpferische und antisek­
tiererische Verteidigungsorganisation, die mit den politi­
schen Ansichten der Spartaeist League/US (Sektion der 
internationalen Spartacist Tendenz) übereinstimmt. Das 
PDC beteiligt sich ohne sektiererische oder fraktionelle 
Einschränkung an der Verteidigung aller Bestandteile der 
Arbeiterbewegung und aller anderen Opfer des bürger­
lichen Klassenterrors. Es steht in der Tradition der "Inter­
national Labor Defense" (Internationale Arbeitervertei­
digung) unter der Führung ihres Gründers und ersten Se­
kretärs, James P. Cannon (1925-28). 

" IIA 
~;-';'!I 

Bundeskanzler Helmut Schmidt 
Bonn, Westdeutschland 
Der zweijährige Schauprozeß gegen die Rote Armee Frak­
tion (von den bürgerlichen Medien als "Baader-Meinhof­
Bande" bezeichnet) ist beendet, aber die reaktionäre Hetz­
jagd in Westdeutschland wird fortgesetzt. Das kapitalisti­
sche Gericht, das sowieso nichts andres als eine bloße 
Farce darstellt, hat Andreas Baader, Gudrun Ensslin und 
Jan-Carl Raspe zu lebenslänglicher Haft verurteilt, nach­
dem es zuvor zwei ihrer Genossen (Ulrike Meinhof und 
Holger Meins) in den Märtyrertod geschickt hatte. 

Die Angeklagten werden beschuldigt, Symbole des 
verbrecherischen Imperialismus angegriffen zu haben, 
was in den Augen der Arbeiterklasse kein Verbrechen ist. 
Im Gegenteil, es ist vielmehr Ihre Regierung, die die 
Hexenjagd initiierte - mit den hinterhältigen Angriffen 
auf die elementarsten demokratischen Rechte der Ange­
klagten, mit schwanen Listen auf nationaler Ebene, auf 
denen Radikale registriert werden, mit dem Schutz von 
Nazi-Kriegsverbrechern - die als der wahre Terrorist 
überfuhrt dasteh t. 

Wir fordern, daß alle Anklagen gegen Andreas Baader, 
Gudrun Ensslin, Jan-Carl Raspe und die anderen Opfer 
des westdeutschen bürgerlichen Klassenterrors zurückge­
zogen und daß diese sofort freigelassen werden. 

Partisan Defense Committee 
Box 633, Canal Street Station 
New York City, NY 10013 

13. Mai 1977 

Andreas Baader Ulrike Meinhof Gudrun Ensslin Holger Meins Jan-Carl Raspe 

panischer Angst heraus, durch Ergreifung von Maßnahmen 
in Solidarität mit den als "kriminelle Terroristen" diffamier­
ten Genossen der RAF die liberale Bourgeoisie in ihr 
Schneckenhaus zurücJ<.zujagen, noch bevor sie es eigentlich 
verlassen haben würde. 

An diesem Punkt beginnt auch die Strategie des KB Ge­
stalt anzunehmen: ein Russell-Tribunal soll die gesamte 
Skala der bürgerlichen Repression behandeln und so die 
Möglichkeit schaffen ,,dadurch eine breite A ntirepressions­
bewegung aufzubauen" (unsere Hervorhebung, Aufruf des 
KB zur Veranstaltung am 13. Juni). Ganz offensichtlich 
würde eine solche "Antirepressionsbewegung" die minimal-

sten Kriterien der Klassenunabhängigkeit nicht erftillen. 
Dieses dauernde Bündnis von vorgeblichen Revolutionären 
mit der kleinbürgerlichen Demokratie und Schatten der 
liberalen Bourgeoisie "gegen Polizeistaat und Repression" 
orientiert sich unverkennbar am Vorbild der stalinistischen 
"antifaschistischen Front", die schon zu Zeiten Trotzkis als 
Bremsklotz der Revolution bekämpft wurde. Ihre Quelle 
(KB) und ihr theoretischer Boden (reformistische Etappen­
theorie) werden vortrefflich ergänzt durch die liquidatori­
sche Kapitulation von Spartacus-IT, die ihr die Aufgabe zu­
weist, Analyse, Programm und Taktik zu entwickeln, um so 
den Verrat von morgen vonubereiten. 
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Die Initiative zur Unterstützung eines Russell-Tribunals 
ist ein konsequenter Propagandablock und zeigt so dessen 
Wesen in vollendeter Form auf: Liquidation von Programm 
und Organisation in Ersatzavantgarden und Unterwerfung 
unter die kleinbürgerliche Demokratie. Die dem zu Grunde 
liegende faule Blockpolitik entspricht ihrer Methode nach 
der Volksfront, ohne selbst das Gewicht und die Kraft 
einer solchen Formation zu besitzen. 

Für die revolutionäre Mobilisierung 
der Arbeiterklasse! 

Die Dewey-Kommission, die 1937 zusammentrat, um 
über die Anklagen gegen Trotzki zu urteilen, die in seiner 
Abwesenheit in den Moskauer Prozessen gegen ihn erhoben 
worden waren, hatte den Zweck, den Verleumdungen der 
stalinistischen Fälscher-Clique mit dem Urteil integerer un­
parteüscher Persönlichkeiten entgegenzutreten. Indem sie 
Trotzki von allen Anklagepunkten freisprach, wurde sie 
eine scharfe Waffe im politischen Kampf der Vierten Inter­
nationale gegen die unglaublichen Hetztiraden, mit denen 
die Epigonen Stalins noch heute ihre fehlenden politischen 
Argumente ersetzen. Niemand verfiel auf den verqueren 
Gedanken, dadurch eine "breite" anti stalinistische "Be­
wegung" aufzubauen - das wäre den revolutionären Zielen 
Trotzkis und der Vierten Internationale entgegengesetzt. 
Die wütende stalinistische Hetze gegen die Person Trotzkis 
wendete sich gegen ihn als lebendige Verkörperung der Er­
fahrungen der revolutionären Komintern, der Oktoberrevo­
lution und gegen die Schule der bolschewistischen Partei 
im Geiste Lenins. Die Vierte Internationale hat programma­
tisch den Bolschewisten Trotzki verteidigt und konnte so 
im Kampf um die stalinistischen Arbeiter einen Schritt vor­
wärts machen. Diese Politik war nur möglich durch program­
matische Klarheit und organisatorische Geformtheit. 

Trotzkisten werden nicht die Arbeiterbewegung desorien-

Frauenbewegung ... 
Fortsetzung von Seite 4 
in ein Familienblatt protestierte und gegen den Ersten 
Weltkrieg opponierte. So waren es die Bolsehewiki, die pro­
letarische Frauen um die Zeitung Rabotnitza (Arbeiterin) 
organisieren konnten und die sich nach der Eroberung der 
Staatsrnacht durch die Gründung der Obergangsorganisation 
Zhenotdel und der Zeitung Kommunistika (Kommunistin) 
mit aller Kraft um die Emanzipation der russischen Arbei­
terinnen und Bäuerinnen bemühten. Es waren die Bolsche­
wiki, die erste Experimente damit machten, die bürgerliche 
Familie durch gesellschaftliche Haushaltseinrichtungen, Kin­
dergärten usw. zu ersetzen, die die Abtreibung legalisierten 
und Ehe- und Scheidungsbestimmungen vereinfachten. Der 
stalinistische Thermidor jedoch zerstörte diese ersten zarten 
Ansätze und erklärte die Familie erneut zur "Keimzelle" 
einer angeblich sozialistischen Gesellschaft. Und umgekehrt 
auch haben sich Frauen oft als besonders heroische Kämp­
ferinnen der Revolution erwiesen. Im Gegensatz zur Dar­
stellung in den stalinistischen "Arbeiter"romanen waren es 
nicht nur die ,,harten Männer", sondern tapfere, zähe Frauen, 
die hervorragende Kämpfe im zaristischen Rußland führten. 
Perowskaja, Figner, Wolkenstein, Sassulitsch lleien nur als 
Beispiele genannt. Petersburger Textilarbeiterinnen waren 
es, die am Internationalen Frauentag 1917 den ersten Fun-

Kommunistische Korrespondenz 

tieren, indem sie ihr ein Russell-Tribunal gegen den Terror 
der Bourgeoisie anbieten. Würde jedoch ein Russell-Tribunal 
aus integeren Persönlichkeiten über die bürgerliche Repres­
sion in der BRD zusammentreten, so würde die TLD seine 
Impulse unterstützen, indem sie ihm Material zuleiten würde; 
gleichzeitig würden wir jede Schwäche und Halbherzigkeit 
ausnutzen, um die naturgegebenen Grenzen dieser kleinbür­
gerlichen Jury schonungslos aufzuzeigen. Jede taktische 
Möglichkeit, das Programm des revolutionären Trotzkismus 
in die Massen zu tragen, muß ausgenutzt werden. Anstatt 
der kleinbürgerlichen Hilflosigkeit zu erliegen, muß die Ar­
beiterklasse durch proletarische Aktionseinheiten in den 
Kampf gegen bürgerliche Klassenparagraphen ge fuhrt 
werden. 

Lenin hat bereits in den Jahren 1902/03 in der Ausein­
andersetzung mit den Ökonomisten einen Kampf um revo­
lutionäre Politik und das richtige Verständnis des Parteiauf­
baus geführt. Gegen die "ideologische Versklavung der Ar­
beiter durch die Bourgeoisie" stellte er die Notwendigkeit, 
die Arbeiterbewegung unter "die Fittiche der revolutionären 
Sozialdemokratie zu bringen" (Lenin, Was tun, Werke 5). 
Die vorgeblich revolutionären Organisationen versuchen 
nicht, diesen Kampf zu führen, wie ihr Nachlaufen hinter Be­
wegungen wie "autonome" Frauenbewegung, Anti-KKW-Be­
wegung, Russell-Tribunal-Antirepressionsbewegung zeigt. 
Diese Bewegungen haben ein gemeinsames Merkmal: sie 
überqueren die Klassenlinie und lenken ab von der zentralen 
Aufgabe, nämlich der Mobilisierung der Arbeiterklasse. Für 
Trotzkisten ist es eine revolutionäre Pflicht, die Klassenlinie 
zu ziehen, um die subjektiv revolutionären Elemente um die 
historischen Interessen der Arbeiterklasse, den Kampf für 
die Diktatur des Proletariats und die sozialistische Gesell­
schaft, zu formieren. Und zwar bevor sie sich, mangels revo­
lutionärer Perspektive, resignierend aus der aktiven Politik 
zurückziehen .• 

ken der Revolution entzündeten, Frauen, die im Bürger­
krieg heldenhaft kämpften oder die unter Einsatz ihres Le­
bens für die Emanzipation der Frauen im islamischen sow­
jetisehen Osten wirkten. 

Die Aufgabe derinternationalen Spartacist Tendenz ist 
es, diese verschütteten, abgerissenen Traditionen wieder zu 
entdecken. Unsere Aufgabe ist es, aus der großartigen Ge­
schichte der revolutionären Frauenbewegung zu lernen. 

Pabloistische Dynamik und Neue Weltrealitäten 

Für die vorgeblich revolutionären Organisationen jedoch 
sind diese Traditionen längst vergessen und "überholt". 
Die maostalinistischen Organisationen wie KPD, KPD/ML 
oder KBW, die eine besondere Unterdrückung der Frau leug­
nen, die Frauenfrage nur auf den Produktionsprozeß bezogen 
verstehen können, die von der "Entfaltung der Familie im 
Sozialismus" (KPD/ML) sprechen und in deren Zentralkomi­
tees man dann auch die üblichen "Männer, die die Revolution 
machen", antrifft, wollen wir hier unberücksichtigt lassen. 
Zu leicht wäre es, gegen deren reaktionäre Ignoranz zu pole­
misieren. 

Wichtiger ist der Kampf gegen die vorgeblich trotzkisti­
schen Organisationen wie GIM und Spartacusbund, die 
Clara Zetkin zur altmodischen Großmutter erklären, um ihre 
Liquidationspolitik in der "Neuen Massenavantgarde" unge­
hinderter betreiben zu können. In dem in Inprekorr Nr. 81 
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erschienenen Artikel: "Die Frauenbewegung und der Klas­
senkampf' von Jacqueline Heinen wird das Argument der 
"neuen Weltrealitäten", das schon so oft dazu hatte herhal­
ten müssen, den Trotzkismus zu verraten, auch auf die Frau­
enbewegung übertragen: 

" ,Der Frau ihre vollständige Befreiung und Gleichberech­
tigung verschaffen, was in vollem Umfang nur durch die 
Partei insgesamt erreichbar ist', war die Losung, die sich 
aus den ,Thesen zur Propagandaarbeit unter den Frauen' 
des III. Kongresses der Komintern ableitete. Die ökonomi­
schen Schwierigkeiten damals, der hohe Grad an Analpha­
betismus bei den Arbeiterfrauen, die halb-feudalen Familien­
strukturen in einem Land wie der UdSSR und das erdrük­
kende Gewicht der reaktionären Ideologie bei den Frauen 
in Bezug auf ihre ,natürliche' Rolle in der Gesellschaft, 
der vollständige Mangel an Aufklärung betreffs Verhütungs­
mittel - all das erklärt, warum die Bolschcwiki ihre ganze 
Aufmerksamkeit dem Kampf für eine Veränderung der ob­
jektiven Mißstände widmeten und sich auf die Durchset­
zung von Gesetzen zur Frage der Frauenarbeit, des Schei­
dungsrechts und der Abtreibung konzentrierten und in ih­
ren Plänen die Bedeutung von Gemeinschaftseinrichtungen 
besonders hervorhoben. Dies erklärt auch, warum die KPn 
der Komintern allesamt der Auffassung waren, daß der 
Kampf für die Befreiung der Frau gleichbedeutend mit 
dem Kampf der Arbeiterklasse für den Sturz des bürger­
lichen Staates sei. Dies ist zwar richtig, reicht aber nicht 
aus. Ihre energische Ablehnungjeglicher getrennter Frau­
enorganisierung in Gewerkschaften oder anderen Arbei­
terorganisationen sowie ihre Behauptung, es gäbe keine 
,frauenspezifischen' Fragen, beweisen klar, daß die Re­
volutionäre in den 20er Jahren die Bedeutung und die 
Dauer des Kampfes, den es auf der subjektiven Ebene zu 
flihren gilt, völlig unte~rschätzten." 

Wie wir gesehen haben, hat die Kommunistische Interna­
tionale sehr wohl den besonderen Charakter der Frauenfrage 
erkannt und daraus die Notwendigkeit abgeleitet, mit beson­
deren Methoden und der Hilfe besonderer (jedoch nicht ab­
gesonderter!) Organe die Arbeit unter den Frauenrnassen vor­
anzutreiben. Keineswegs haben sich die Bolschewiki allein 
der Veränderung "objektiver" Mißstände gewidmet oder gar 
auf einige Gesetzesänderungen konzentriert. Ganz unsin-
nig ist dieser Vorwurf natürlich gegenüber den übrigen kom­
munistischen Parteien, die nicht die Staatsrnacht innehatten. 

Auch der Kampf der deutscheH kommunistischen Frauen­
bewegung wird in verzerrter Form dargestellt. Der revolutio­
näre Kampf des linken Flügels der Sozialdemokratie vor 
1914 um die Zeitung Die Gleichheit wird beiläufig erwähnt, 
um im gleichen Atemzug festzustellen, wie stark auch in der 
Frauenfrage die revisionistische Richtung in der Sozialdemo­
kratie gewesen ist. Verschwiegen wird, daß Die Gleichheit 
als ein Umgruppierungsinstrument in der Partei gegen die 
Vorstellungen etwa des Revisionisten Edmund Fischer 
fungierte. 

Worauf es Heinen allein ankommt, ist offenbar die von ihr 
als Wundermittel gepriesene "getrennte Frauenorganisierung 
in Gewerkschaften und anderen Arbeiterorganisationen" , wo­
bei zu letzteren vor allem wohl die revolutionäre Partei 
selbst zu zählen ist, und das Ganze dann die Dynarriik einer 
mystischen "Autonomie" entfalten soll. Der "Fehler" der 
Bolschewiki liegt nach Heinen in der Unterschätzung der Be­
deutung und Dauer des Kampfes auf subjektiver Ebene. Die 
Genossen der Leninschen Komintern hätten sich daran erin­
nern sollen, wie einflußreich die reaktionären Theorien 
Proudhons und Lassalles über die Rolle der Frau noch gegen 
Ende des neunzehnten Jahrhunderts waren, um vorhersehen 
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Clara 
Zetkin 

zu können, ... wie es mit der Frauenbefreiung im Jahre 
1977 aussehen werde. 

Das Argument von der "Dauer des Kampfes" klingt aus 
vorgeblich trotzkistischem Mund höchst seltsam, da es völlig 
von der stalinistischen Konterrevolution absieht. Mit demsel­
ben Recht könnte man den Bolschewiki den Vorwurf machen, 
sie hätten bei der Organisierung der Tscheka die Stalinschen 
Säuberungen der dreißiger Jahre nicht vorhergesehen! 

Zwei Abschnitte weiter schreibt Heinen dann: 

" ... das Schweigen der Reformisten in der Frage der Un­
terdrückung der Frau während der letzten 50 Jahre, die 
stalinistischen Lobeshymnen auf die proletarische Familie 
haben nur dazu gefUhrt, auf diesem Feld den rückständig­
sten, von der Bourgeoisie, ihrer Kirche und ihrem Staat 
manifestierten Ideen freien Lauf zu lassen." 

Jedoch, wie in der Revolution, so gibt es auch in der Kon­
terrevolution eben keine frauenspezifischen Fragen. Denn 
was auf "diesem Feld" geschah, steht doch wohl in allereng­
stem Zusammenhang mit dem, was auf anderen "Feldern" 
in den letzten fünfzig Jahren alles geschehen ist, und wor­
über Trotzkisten einiges zu sagen haben sollten. 

Den Höhepunkt der Konfusion erreicht Heinen, wenn sie 
schreibt: 

"Der Kampf, der jetzt geflihrt werden muß, damit die Ge­
werkschaften und die Organisationen der Linken und der 
extremen Linken - einschließlich unserer eigenen - begin­
nen, in ihrer Praxis die traditionelle Rolle der Frauen in 
Frage zu stellen, ihre Unt~rordnung unter die Männer, die 
geschlechtliche Arbeitsteilung in der Familie, ist nur ein 
Vorgeschmack von dem, den wir nach dem Sturz des bür­
gerlichen Staates fUhren werden müssen, damit die Arbei­
terorganisationen sich nicht auf Forderungen und Aktio­
nen beschränken, die nur ökonomische Probleme berühren, 
wie das bisher der Fall war" (Hervorhebung im Original). 

Daß auch nach der proletarischen Machteroberung die Revo­
lution bewußt voran, in die Breite und Tiefe getrieben wer­
den muß, gehört zum A und 0 des Programms der sozialisti­
schen Revolution. Wer annimmt, eine Revolution sei über­
haupt möglich, solange die "Arbeiterorganisationen" sich 
borniert auf ökonomische Probleme beschränken, solange die 
revolutionäre Partei noch nicht die politische Hegemonie in 
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der Arbeiterbewegung errungen hat, der verwirft die Idee der 
Revolution überhaupt und sollte sich lieber einer "Selbster­
fahrungsgruppe" in einem Frauenzentrum anschließen, als 
über die Aufgaben nach dem Sturz des bürgerlichen Staates 
zu schwadronieren. 

Vor allem aber: wer ist da wohl dieses "wir", das auch 
nach der Revolution den Kampf gegen den angeblich natur­
wüchsigen Ökonomismus der Arbeiterorganisationen zu ftih­
ren hat? Die in "autonomen Strukturen" organisierten Frau­
en oder "wir Kommunistinnen und Kommunisten"? Wir un­
terscheiden uns von Heinen und anderen Vertretern klein­
bürgerlicher Konfusion nicht darin, daß wir etwa die Aufga­
be leugneten, schon heute unermüdlich in den Gewerkschaf­
ten den Kampf gegen die Entmündigung der weiblichen Mit­
glieder (als besonders zugespitzter Ausdruck der Entmündi­
gung aller Mitglieder durch die Bürokratie) und ftir die Auf­
nahme von Forderungen führen, die die besondere Unter­
drückung der Frauen aufgreifen. Aber diese Forderungen 
sind Teil unseres, von der revolutionären Avantgarde in die 
Arbeiterklasse hineinzutragenden Übergangsprogramms, und 
dieser Kampf ist integraler Bestandteil des revolutionären 
Kampfes gegen das Kapital und seine Agenten in der Arbei­
terbewegung. 

Auch braucht Heinen uns nicht zu belehren, daß eine re­
volutionäre Organisation ihren Anspruch verwirkt, wenn sie 
es nicht versteht, "in ihrer Praxis die traditionelle Rolle der 
Frauen in Frage zu stellen". Doch wenn Heinen fordert, die­
ser Kampf müsse nicht nur in den Gewerkschaften, sondern 
auch in den "Organisationen der Linken und extremen Lin­
ken ... beginnen", dann zeigt sie damit nur, daß sie sich nicht 
als Mitglied einer revolutionären Avantgarde begreift, deren 
Aufgabe ja nicht die Reform, sondern die politische Zer­
schlagung solcher vorgeblich sozialistischen und kommuni­
stischen Organisationen ist. Sie fühlt sich vielmehr als Reprä­
sentant der "autonomen Frauenbewegung", welche ihre Ideen 
in die diversen Organisationen der "männerbeherrschten lin­
ken" hineinträgt. Aus welchen Gründen sich Jaqueline Hei­
nen gerade das Vereinigte Sekretariat (VS) zu ihrem Arbeits­
feld gewählt hat, wird nirgends einsichtig; aber wahrschein-

, lich konzediert sie dieser ihrer "Zweitorganisation" das 
Recht, zu nicht "frauenspezifischen" Fragen der "Linken 
und extremen Linken" einen bunten Strauß pabloistischer 
Ideen anbieten zu dürfen. Das Ganze heißt dann wohl "dia­
lektische Wechselwirkung" oder so ähnlich. 

Bei dieser Form der, Arbeitsteilung von Männer- und Frau­
enpolitik sind wir dann auch nicht mehr erstaunt zu hören, 
daß die ,,Autonomie der Frauenbewegung" vom VS nicht 
nur bis hin zur Eroberung der Staatsrnacht, sondern auch 
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darüber hinaus gefordert wird: "Eine in ihrer Struktur auto­
nome Bewegung ist heutzutage notwendig, aber sie wird 
auch morgen, in der Übergangsperiode, notwendig sein, weil 
reaktionäre Ideen nicht wie Schnee unter der Sonne neuer 
sozialer Beziehungen schmelzen werden." 

Dies ist nun das letzte Eingeständnis des eigenen Bank­
rotts! Die vorgeblich revolutionären Parteien der vorgebli­
chen Vierten Internationale erklären sich ftir unfahig, Bedin­
gungen für die Befreiung der Frau aus der gesellschaftlichen 
Unterdrückung nach der Eroberung der Staatsrnacht zu schaf­
fen. Denn wie "Schnee unter der Sonne" schmelzen diese 
Ideen natürlich nicht. Sie erklären sich für unfähig, den So­
zialismus zu erreichen! Sie delegieren diese für den Aufbau 
des Sozialismus unerläßliche Maßnahmen an eine nicht­
kommunistische, autonome Frauenbewegung. Letzlich ist 
der Artikel der Genossin Heinen ein Eingeständnis dafür, 
daß das VS nicht im Ernst daran glaubt, jemals eine Revolu­
tion erfolgreich durchführen zu können. Würden diese Bank­
rotteure doch endlich auch den Anspruch darauf fallen las­
sen! 

Die doppelte Kapitulation des Konrad Eckhoff 

Im Zentristensumpf des Vereinigten Sekretariats gibt es 
natürlich auch linkere Varianten. So bedient sich Konrad 
Eckhoff in seinem Aufsatz "Feminismus und Marxismus" 
in die internationale NI. 8 gelegentlich der scharfen analyti­
schen Waffe des Marxismus - so in seiner Kritik der Forde­
rung nach "Lohn ftir Hausarbeit" - um sich jedoch nur 
als linke Flankendeckung der liquidatorischen Politik der 
GIM zu entpuppen. So landet schließlich auch Eckhoff 
bei der Konsequenz der "autonomen Frauenbewegung". 

Doch "Konsequenz" ist hier kaum das richtige Wort, und 
Eckhoff landet bei ihr auch eher in Form einer Bruchlan­
dung. Was in Heinens impressionistischem Potpourri ohne­
hin nicht zu erwarten war, vermag auch der "analytische 
Kopf' Eckhoff nicht zu leisten: eine inhaltliche Bestim­
mung dessen, was eigentlich die Substanz dieser Autonomie 
sei. Beide versuchen allerdings eine Art "historischen Stel­
limwert" ihrer Autonomieforderung anzugeben und kom­
men dabei - wen kann es überraschen - genau zu den ent­
gegengesetzten Schlußfolgerungen. 
. Während Heinen behauptet, vor etwa zehn Jahren hätten 

"die revolutionären Marxisten angesichts des Drucks der 
entstehenden Bewegung" (!) " ... die entscheidende Bedeutung 
der Existenz von nichtgemischten Gruppen und einer auto­
nomen Frauenbewegung" erkannt und damit eine grundle­
gende Schwäche der Komintern überwunden, schreibt Eck-
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hoff: "In der gegenwärtigen Etappe jedoch, die einerseits 
von der Rückständigkeit proletarischen Bewußtseins gerade 
in der Frauenfrage, andererseits der Schwäche der Kommu­
nisten, die eben noch keine anerkannte Vorhut sind, gekenn­
zeichnet wird, ist die Herausbildung einer autonomen Frau­
enbewegung unvermeidlich und notwendig." 

Gewiß: Je schwächer die Kommunisten, mit desto unver­
meidlicherer "Eigengesetzlichkeit" (deutsche Übersetzung 
des Wortes "Autonomie") wuchern die Manifestationen 
kleinbürgerlicher Rebellion; genauso unvermeidlich aber 
sind die Sackgassen, in der solche Bewegungen "notwendig" 
enden. Kommunisten stehen diesen Erscheinungen keines-

'wegs gleichgültig gegenüber, vielmehr intervenieren sie so ak­
tiv wie möglich, um die besten Elemente aus dem kleinbür­
gerlichen Sumpfmilieu herauszuziehen. Die Methode der 
GIM ist es jedoch, diese diversen Sümpfe als "Avantgarden" 
hochzujubeln, und auch Konrad Eckhoff vermag sich dem 
nicht zu entziehen. 

Zwar schreibt er in die internationale Nr. 10 in einer Po­
lemik mit Kritikern seines Artikels (die offensichtlich der be­
sonders verrotteten Position der amerikanischen Socialist 
Workers Party nahe stehen): "Wenn wir auch Forderungen 
aufstellen, die sich auf die besondere Unterdrückung der 
Frau beziehen, so haben wir dennoch kein besonderes, ge­
trenntes Programm für die Frauenbefreiung. Unsere Forde­
rungen sind integraler Bestandteil unseres Übergangspro­
grarnrns für die sozialistische Revolution." 

Sehr richtig! Doch führt eine solche Einsicht auch bei die­
sem Genossen zu keiner revolutionären Konsequenz. Eck­
hoffs schwachbrüstiges Plädoyer für die Autonomie der Frau­
enbewegung ist nicht aus der doppelten Unterdrückung der 
Frau abgeleitet, sondern entspringt eher seiner eigenen dop­
pelten Kapitulation. Er versucht einfach, die GIM-Nachtrab­
politik gegenüber dem Feminismus durch eine workeristische 
Hervorhebung der Gewerkschaftsarbeit zu "verschönern", 
ähnlich wie einst die Kompaß-Fraktion der GIM dem Be­
griff der "Neuen Massenavantgarde" den genauso schwam­
migen Begriff der "Arbeitervorhut" entgegenstellte. Eck­
hoff graust es vor der Perspektive anderer GIM-Genossen, 
verstärkt arbeitende Frauen in die gegenwärtigen Frauenzen­
tren zu ziehen. Das hieße, "die proletarischen Frauen von ih­
rem sozialen Bereich wegzuorientieren". Der ,,Kampf gegen 
die vielfaItigen Formen der täglichen Unterdrückung" kön­
ne dort nicht praktisch geführt werden. "Dies kann nur in 
den Betrieben, in den Gewerkschaften geschehen, und hier 
sollten sich die proletarischen Frauen zu autonomen Grup­
pen zusammenschließen." 

Arbeitertümelnder Betriebsfetischismus führt letztlich 
immer zur Kapitulation vor der Gewerkschaftsbürokratie. 
Politisch buntscheckige "linke" Gewerkschaftstendenzen 
sind nicht nur unfähig, den Kampf gegen die Bürokraten von 
heute zu führen; sie sind auch in nicht geringem Maße die 
Brutstätten für die Bürokraten (und Bürokratinnen) von mor­
gen. "Autonome Frauenstrukturen" in den Gewerkschaften 
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machen da keine Ausnahme; sie werden allenfalls von der Büro­
kratie als leicht kontrollierbare Spielwiese geduldet werden. 

Nicht darum geht es, den Frauen die magische Formel 
"Betrieb und Gewerkschaft" entgegenzuhalten; unsere Auf­
gabe ist vielmehr, das revolutionäre Programm in die Organi- , 
sationen der Arbeiterklasse, in die Gewerkschaften, hineinzu­
tragen und gegen die Gewerkschaftsbürokratie für eine revo­
lutionäre Gewerkschaftsführung, für die Unabhängigkeit der 
Gewerkschaften vom bürgerlichen Staat zu kämpfen. Und 
das Wort "revolutionär" verdient dieser Kampf dann nicht, 
wenn er sich nicht gegen den ständigen Verrat der Gewerk­
schaftsbürokratie an den proletarischen Frauen wendet. Es 
gilt, für die Organisierung der arbeitenden Frauen in den Ge­
werkschaften zu mobilisieren. Es gilt, Frauen und Männer 
im Kampf gegen den gemeinsamen Klassenfeind zusarnrnen­
zuschweißen. Und in diesem Kampf wird es auch den zurück­
gebliebensten Teilen des männlichen Proletariats klar wer­
den, daß der Sieg nur durch die tatkräftige Beteiligung der 
Frauen errungen werden kann. Der Kampffür die Befreiung 
der Frau gehört zum Programm jeder kommunistischen 
Gewerkschaftsfraktion. -

Heinen wie auch Eckhoff sind beide ein Ergebnis der tristen 
Wirklichkeit in den Sektionen des "Vereinigten" Sekretari-
ats. Feministische Tendenzen haben dort nicht zufällig in 
letzter Zeit so starken Widerhall gefunden, weil in dieser 
schwammigen, von Cliquenkämpfen zerrissenen Organisa-
tion das innere Leben in der Tat von einem "naturwüchsi-
gen" männlichen Chauvinismus geprägt wird, der die Genos­
sinnen leicht dazu verleitet, ihrerseits mit ebenfalls cliquisti­
schen Tendenzen zu antworten. Wir halten es z. B. nicht für 
zufällig, daß die GIM bei den letzten Bundestagswahlen kei-
ne einzige Genossin aufstellen konnte. Genausowenig zufäl-
lig wie die Tatsache, daß in der internationalen Spartacist 
Tendenz Frauen in den Führungsgremien der Sektionen sehr 
stark vertreten sind. 

Die Bildung solcher Frauengruppierungen innerhalb der 
Organisation wird dadurch erleichtert, daß es im VS über­
haupt unüblich ist, sich zu harten, entschlossenen politi­
schen Fraktionen zusammenzuschließen, wozu die Frauen­
position des VS gewiß einen Anlaß böte. Opponenten zur 
herrschenden Parteiclique fmden sich in weichen, konturlosen 
Tendenzen zusammen, zwischen denen die Parteiführung bo­
napartistisch manövriert. Das Konzept einer revolutionären 
Partei degeneriert zur Föderation von Cliquen und Interes­
sengruppen. In den bisher seltenen Fällen, wo sich ernsthafte 
oppositionelle Tendenzen gebildet haben - wie die Revolu­
tionary Tendency 1961-63 in der SWP und die Genossen in 
der LCR, die jetzt unsere französische Schwesterorganisation 
führen - da werden sie mit bürokratischen Methoden ausge­
schlossen. 

Bündnispolitik eines Zerfallsproduktes 

Als wir vor mehr als drei Jahren unsere Sondernummer 
zur Frauenfrage (Kommunistische Korrespondenz Nr. 2, 
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April 1974) herausbrachten, konnten wir hinsichtlich des Spar­
tacusbundes nur dessen völlige Abstinenz in dieser Frage 
feststellen. Jahrelang hat sich daran nichts geändert. Erst vor 
einigen Monaten, als der Zerfallsprozeß dieser zentristischen 
Organisation bereits die inzwischen eingetretene Spaltupg an­
deutete, hat die "Internationalistische Tendenz" (lT) plötz­
lich die Frauenfrage entdeckt. Die Ergebnisse sind nicht so 
überraschend, wie es auf den ersten Blick erscheint; zickzack­
artige Schwankungen gehören zum Wesen des Zentrismus, 
und so fiel es der IT wohl nicht schwer, sich zum uneinge­
schränkten Fürsprecher der ,,Autonomie der Frauenbewe­
gung" aufzuwerfen. 

In Spartacus Nr. 3S versuchten Vertreter der IT den Le­
sern noch weiszumachen, bei der "Autonomie" handele es 
sich nur um "organisatorische Autonomie dieser Bewegung 
in bezug auf die revolutionäre Partei". Offenbar jedoch eine 
Unabhängigkeit von der Art, daß man/frau es in dem neuen 
IT-Blättchen Frauen auf die Barrikaden nicht mehr fUr not­
wendig hält, in dem Abschnitt "Weshalb verteidigen die revo­
lutionären Marxisten die Autonomie der Frauenbewegung?" 
die Partei überhaupt noch zu erwähnen. Stattdessen finden 
sich unter anderem folgende Aussagen dieser "revolutionä­
ren Marxisten": 

"Dem (sic!) männlichen Chauvinismus ... können die 
Frauen nur geschlossen und vereint bekämpfen ... Die 
Selbstorganisation von Frauen müssen wir als bewußten 
Kampfschritt gegen die repressiven und vereinzelnden 
Strukturen der bürgerlichen Kleinfamilie verstehen und 
als Ansatz für solidarische und emanzipatorische Formen 
des Zusammenlebens ... 
Die Stärke, die sie durch die Solidarität gewinnt, muß die 
Frauenbewegung politisch handelnd entfalten." 

Das Ganze gipfelt in einer völligen Neufassung des Lenin­
schen Bündnisbegriffs, der Bündnisse des Proletariats mit 
Teilen des werktätigen Kleinbürgertums (z. B. den ärmeren 
Schichten der Bauernschaft) zum Inhalt hatte: 

,,Die Frauenbewegung muß sich einen gleichberechtigten 
Platz gegenüber den Organisationen der Arbeiterbewe­
gung erkämpfen. Indem sie gegen männliche Bevormun­
dung kämpft, darf sie nicht vergessen, daß sie das Ziel 
hat, die Männer der unterdrückten Klassen als Bündnis­
partner zu gewinnen, und daß sie selbst Bündnispartner in 
deren Kämpfen ist" 

Am 1. Mai drückte sich diese Politik in Frankfurt bereits 
in einer besonders verrotteten Form von "Arbeitsteilung" 
aus: "Frauenforderungen" wurden in dem vom Spartacus­
bund unterstützten Frauenblock getragen, "Männerpolitik" 
überließ man dem Block der Partei. 

Als Rechtfertigung solch gleichzeitig kapitulantenhafter 
wie auch männlich-chauvinistischer Politik schreibt die IT: 
Die Frau müsse "ein neues Selbstbewußtsein über ihre Pro­
bleme, Wünsche, Geflihle und ihren eigenen Willen" ent­
wickeln. Hier wird ein Etappenmodell der Bewußtseinsent­
wicklung aufgestellt, das nie und nimmer das revolutionäre 
Bewußtsein erreichen wird, sondern dazu beiträgt, das Be­
wußtsein der Frauen mit kleinbürgerlicher Ideologie zu ver­
nebeln. 

. So nimmt es nicht Wunder, daß die IT der Frauenbewe-
gung hoch und heilig völlige Loyalität zusichert: 

'" Unsere Mitarbeit hat nicht die Spaltung der Frauenbe­
wegung zum Ziel, wie es von einigen Frauengruppen be­
hauptet wird, sondern die gemeinsame Diskussion und 
Aktion in der Perspektive der Beseitigung der kapitali­
stisch-patriarchalischen Verhältnisse.!" (Hervorhebung 
im Original) 

Kommunistische Korrespondenz 

Damit wird der Anspruch auf die Avantgarderolle der 
revolutionären proletarischen Partei völlig negiert. 

Frauenbefreiung durch proletarische Revolution! 

Die internationale Spartacist Tendenz hat sich die Auf­
gabe gestellt, in den revolutionären Traditionen der Kom­
munistischen Internationale unter Lenin und Trotzki zur 
Frauenfrage zu kämpfen. Unsere älteste und erfahrenste Sek­
tion, die Spartacist League/US hat seit Jahren eine Frauen­
kommission des Zentralkomitees eingerichtet. Mit der drei­
mal jährlich erscheinenden Zeitschrift Women and Revolu­
tion sowie ihrer exemplarischen Gewerkschaftsarbeit, ver­
sucht sie Frauen tür die proletarische Revolution in den USA 
zu organisieren. Unsere australische Sektion kämpft seit Jah­
ren gegen die feministischen Irreführer, die es nicht schaf­
fen, die Frauenbewegung aus ihrer anhaltenden Krise zu füh­
ren. 

Auf dem internationalen Frauentreffen in Paris Ende Mai 
dieses Jahres initiierte die internationale Spartacist Tendenz 
eine Diskussion zu dem Thema "Feminismus oder Marxis­
mus", die nach einem Einleitungsreferat einer ZK-Genossin 
der TLD weit über 100 Frauen zu einer mehrere Stunden 
dauernden Diskussion bewegte. Diese Diskussion brachte ei­
ne klare Gegenüberstellung der Strategien des Feminismus 
und der des revolutionären Marxismus. Eine amerikanische 
und eine australische Genossin unserer Tendenz konnten aus 
Beispielen von Klassenkämpfen die letzlich konterrevolutio­
näre Konsequenz des Feminismus aufzeigen. 

Auch die TLD wird sich weiterhin gemäß ihren Kräften 
dem Kampf um die Frauenbefreiung widmen. Die Fahne der 
Frauenbefreiung ist nicht die des Feminismus oder die der 
vor diesem kapitulierenden vorgeblich revolutionären Orga­
nisationen. Allein die in den Klassenkämpfen - und d. h. 
auch in den Kämpfen der ausgebeuteten und unterdrückten 
proletarischen Frauenmassen - wiederzuschaffende Vierte 
Internationale kann den Kampf zur Befreiung der Frau, zur 
Befreiung der gesamten Menschheit, zum Sieg fUhren . • 
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Spartacus-KJO, -BL, Spartacusbund, IT, FNK ... 

Zerfall des Spartacusbundes 
TF-TLD"). "Nicht mit einem Knall, sondern mit einem Winseln". So 

verendete, um mit dem Dichter T. S. Eliot zu sprechen, der 
Spartacusbund. Am 9. Mai traten zwei Drittel des Zentral­
komitees mit der (wahrscheinlich nicht unbegründeten) Er­
klärung zurück, die Minderheit der Organisation betreibe Ob­
struktionspolitik. Damit wurde die schon seit längerer Zeit 
faktisch, bestehende Spaltung der Organisation offIziell kon­
statiert. Als ein nur aufgipfelndes Beispiel dieser de facto­
Spaltung wäre die getrennte "Mobilisierung" der "Ruhr OG" 
des Spartacusbundes zum 1. Mai zu nennen: "Die ,Mehrheit' 
marschierte in Bochum (allerdings nicht als Organisations­
block, sondern die Genossen verkrümelten sich im Anti-AKW­
Block, während die Genossinnen im ,Frauenb1ock' unter­
tauchten). Die ,Minderheit' (vornehmlich die Essener Strö­
mung) organisierte einen eigenen Block auf der Essener De­
monstration" (Spartacus-Sondernummer - Fraktion Neuer 
Kurs - 13. Juni). Übrig bleiben drei größere Reste (mit je­
weils einer Handvoll Anhängern), Demoralisierung und star­
ke Tendenzen zur Verflüchtigung im Zirkelwesen. 

Ein zweiter Splitter, die FNK (ehemals Tendenz Neuer 
, Kurs) beruft sich auf die "Kontinuität" des Spartacusbundes, 

einer Organisation, die sich durch alles andere, aber nicht 

Die ehemalige "Mehrheit", die Internationalistische Ten­
denz (IT), die sich vor knapp vier Monaten auf der 6. Bun­
deskonferenz vorläufig durchsetzte, ist durch ihre Allianz 
mit der italienischen Lega Comunista politisch eine externe 
Fraktion der Mehrheit des Vereinigten Sekretariats (VS) 
von Mandel-Frank geworden. Ihre Nachtrabpolitik hinter 
verschiedenen "autonomen Bewegungen" (Frauen, Studen­
ten, Anti-AKW) entspricht folgerichtig der Orientierung der 
VS-Mehrheit auf "Neue Massenavantgarden" als Ersatz für 
die revolutionäre Partei und gipfelt in dem Bestreben, das 
verrottete VS zu "reformieren" (siehe Kommunistische 
Korrespondenz Nr. 18, Mai 1977, "Leninistische Fusion 

durch Kontinuität auszeichnete. Auffallend an dieser 
Gruppierung ist, daß sie ihr Organisationsdasein von Anfang 
an als faulen Block beginnt. Sie ist ein Amalgam von Frank­
furter Syndikalisten, die sich ursprünglich um eine inzwischen 
liquidierte "Chemie-Zelle" bildeten, und ihr Hauptgewicht 
auf Agitation basierend auf einem minimalistischen "Aktions­
programm" legten, worin "die Komplexe Arbeitslosigkeit, 
Teuerung und Repression im Vordergrund stehen" ("Für 
den Aufbau des Spartacusbundes als kommunistische,inter­
nationalistische Arbeiterorganisation" , Frühjahr 1976) und 
Berliner Pseudolinken, die als Plattform nur ihr dumpfes 
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Die dreimal jährlich erscheinende Zeitschrift Wornen and Revolution, 
herausgegeben von der Frauenkommission der Spartacist League!US, 
hat sich dem Kampf für die internationale Befreiung der Frau gewid­
met. Die letzten fünf Jahre hindurch hat Wornen and Revolution an­
hand einer Vielfalt von Themen sozialer, kultureller und historischer 
Art die materielle Grundlage der Frauenunterdrückung analysiert und 
ein Programm zur Frauenbefreiung durch die sozialistische Revolu­
tion entwickelt. 

Wornen and Revolution ist nicht nur für unsere amerikanische Le­
ser aufgrund der Berichte über die Intervention von Revolutionären 
zur Frauenfrage - in der Frauenbewegung, in der Gewerkschaft so­
wie in allen anderen Bereichen gesellschaftlichen Lebens - eine ein-
zigartige, interessante Zeitschrift. Auch im internationalen Rahmen 
ist allein Wornen and Revolution in der Lage, an den revolutionären 
Traditionen der Gleichheit und der Kornrnunistin anknüpfend, den 
Frauen eine revolutionäre Perspektive zu weisen. 

In scharfen, fundierten Darstellungen untersucht Wornen and Re­
volution: die Grundlagen kommunistischer Arbeit unter den Frauen, 

ausgehend von dem Kampf des revolutionären Flügels der deutschen Vorkriegssozialdemokratie; den Kampf der Bolsche­
wiki für die Frauenbefreiung; die Ursprünge des Konflikts zwischen Feminismus und Marxismus; Frauen, Kultur und die 
Klassengesellschaft; Maoismus und die Familie und vieles mehr. 

Wornen and Revolution ist eine lebendige und scharfe Waffe im Befreiungskampf der Frauen! Abonniert Wornen and 
Revolution! 

Auch die früheren Nummern können über die TLD bezogen werden. Interessenten schicken wir ein Inhaltsverzeich-
nis gern zu. 
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das haben wir 
schon. 'mal gehört . • • 

Karikatur aus SPART ACUS 
(FNK-Sondernummer, 13. Juni). 
Das haben wir auch schon ,:mal" 
gehört. Dreimal schloß der Spar­
tacusbund bürokratisch trotzki­
stische Oppositionen aus: 1974, 
1975 und 1977. Um den übergang unserer Gesellschaft auf ein höheres Niveau zu 

gewährleisten, müssen die folgenden Genossen ausgeschlossen 
werden .. 

Unbehagen über die bösesten Schnitzer der IT haben (ohne 
je eine systematische Gegenposition in der internen Aus­
einandersetzung vorlegen zu können). Wie oft in Auseinan­
dersetzungen zwischen Opportunisten, sind die gegenseitigen 
Charakterisierungen der Fraktionen nicht ohne Berechti­
gung. So kommentierte die IT den TNK-Block: "Was haben 
die Frankfurter Syndikalisten mit den doktrinären Zitaten­
wälzern aus Berlin gemeinsam? - Jeder in der Org. weiß, 
daß sie sich nicht in einer einzigen grundlegenden program­
matischen Frage einigen können - vorausgesetzt sie legen 
darauf überhaupt Wert." (Ein Prinzipienloser Block, Erklä­
rung der Leitung der IT, Ende Oktoberj Anfang November 
1976). 

FNK: Impressionismus in der Frage des 
revolutionären Programms 

Eine der wenigen harten Positionen der FNK in dem in­
ternen Tendenzkampfwar, daß "neue Entwicklungen" seit 
1943 das Übergangsprogramm von Trotzki zerstört haben. 
So erklärte ein TNK-Führer in einer Debatte mit einem Ver­
treter der IT und mit dem späteren Führer der Trotzkistischen 
Fraktion im Oktober 1976: "Da die Analyse der objektiven 
Bedingungen" (bei Entstehung neuer Faktoren 1943) "die 
sich geändert hatten, unterblieb, war damit die IV. Inter­
nationale programmatisch degeneriert." (Schulungsproto­
koll: Krise der Vierten, Oktober 1976, OG Berlin). Dieser 
Schematismus offenbart ein Unverständnis, was ein revolu­
tionäres Programm ist und beinhalten muß. Das übergangs­
programm von Trotzki, von der Gründungskonferenz der 
Vierten Internationale 1938 angenommen, umreißt die Auf­
gaben der Bolschewisten-Leninisten in den hochentwickelten 
kapitalistischen Ländern sowie in den rückständigen kapita­
listischen Ländern (die Permanente Revolution) und in der 
Sowjetunion,einem Arbeiterstaat, in dem das Proletariat 
durch eine parasitäre, bürokratische Schicht politisch ent­
machtet wurde. Die wesentlichen Forderungen des Über­
gangsprogramms (das System der übergangslosungen) für 
die kapitalistische Welt, wie die Forderungen zum Sturz der 
Bürokratie in einem bürokratisierten Arbeiterstaat, behalten 
ihre volle Gültigkeit. Das gleiche gilt flir die Notwendigkeit 
der revolutionären Weltpartei als Instrument der internatio­
nalen proletarischen Revolution. Daran hat die territoriale 
Expansion des Stalinismus nach 1943 nichts geändert, da 

die Aufgaben von Trotzkisten in den bürokratisch deformier­
ten Arbeiterstaaten (China, Osteuropa, Kuba etc.) die glei­
chen Aufgaben sind; es gelten die gleichen Parolen und For­
derungen, die von Trotzki 1938 skizziert wurden. 

Wahr ist, daß die politische Konfusion der Vierten Inter­
nationale in Bezug auf China und Osteuropa eine impressio­
nistische Gruppe um Michel Pablo, Pierre Frank und Ernest 
Mandel veranlaßte, das Übergangsprogramm de facto über 
Bord zu werfen. Diese Fraktion, die sich 1951 auf dem 
Dritten Weltkongreß der Vierten Internationale durchsetzte, 
wurde verspätet und partiell von politischen Kräften (die 
LambertjBleibtreu-Gruppe in Frankreich, die Mehrheit der 
amerikanischen Socialist Workers Party in USA) bekämpft, 
die der programmatischen Liquidation von Pablo entgegen­
traten, ohne von der politischen Konfusion, die bezüglich 
der Expansion des Stalinismus nach dem Krieg in der trotz­
kistischen Bewegung herrschte, frei zu sein. Das Internatio­
nale Komitee (IK), das von der SWP, Lambert/Bleibtreu und 
Healy geschaffen wurde, bildete den Rahmen fiir die revolu­
tionäre Kontinuität der Vierten Internationale. Jedoch wurde 
dieser Rahmen nie mit politischem Leben geftillt - das IK 
blieb ein föderatives Gebilde, und die Parteien des IK dege­
nerierten qualitativ im Laufe der sechziger Jahre. So muß die 
Vierte Internationale nach dem Zeitraum von 1952-54 als 
politisch und organisatorisch zerstört betrachtet werden 
(siehe: Spartaeist, Deutsche Ausgabe Nr. 3, März 1975, 
"Ursprünge des Pabloismus"). Aber die revolutionäre Pro­
grammatik des Trotzkismus verlor durch diese politische 
Krise, die die trotzkistische Weltpartei selbst zerstörte, nicht 
an Aktualität. 

Für die FNK ist dagegen die Aktualität des Übergangspro­
gramms - und sogar seine Existenz als revolutionäre Pro­
grammatik - von der Konjunktur abhängig. Die FNK macht 
die Zerstörung des übergangsprogramms daran fest, daß 
die von Trotzki erwartete revolutionäre Welle nach dem 
Zweiten Weltkrieg nicht zum Sieg von trotzkistischen Par­
teien fUhrte. ("Zu Trotzkis ökon. Analysen stimmen nur 
noch blinde Sekt. zu!" - der oben zitierte TNK-Vertreter, 
ebenda. ) Aber Trotzkis Vorhersage eines revolutionären 
Aufschwungs nach dem Zweiten Weltkrieg ist durchaus 
eingetroffen (Frankreich und Italien sind nur zwei hervor­
stechende Beispiele). Und Trotzki erkannte auch, daß es 
keine Garantie gibt, daß die Trotzkisten Massenparteien auf-
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bauen könnten, die in solchen revolutionären Situationen 
das Proletariat zum Sieg ftihren würden: 

" ... Keine Beschäftigung ist noch wertloser als die der 
Spekulation darüber, ob es uns gelingt oder nicht, eine 
mächtige revolutionäre Führungspartei zu schaffen. Vor 
uns liegt eine giinstige Perspektive, die jede Berechtigung 
für revolutionären Aktivismus bietet. Es ist notwendig, 
die Gelegenheiten, die sich eröffnen, wahrzunehmen und 
die revolutionäre Partei aufzubauen ... 
Ist es nicht möglich, daß die Stalinisten in der Führung 
eines neuen revolutionären Aufschwungs auftauchen und 
die Revolution zugrunde richten, wie sie es in Spanien und 
früher in China getan haben? Es ist natürlich unzulässig, 
eine solche Möglichkeit auszuschließen, zum Beispiel in 
Frankreich ... " ("Bonapartism, Fascism and War", in 
Writings o[ Leon Trotsky 1939-40, S. 413/14). 

Der Wunsch der FNK, das Programm von der Konjunk­
tur abhängig zu machen, ist durchaus mit dem Impressionis­
mus von Pablo/Mandel verwandt, die nach dem Zweiten 
Weltkrieg "neue Weltrealitäten" entdeckt haben, die sie zu 
neuen revisionistischen Theorien führten. Für revolutionäre 
Marxisten leitet sich das Programm von der Leninschen Im­
perialismus-Analyse, von der Theorie der Permanenten Re­
volution und der trotzkistischen Analyse der Sowjetbüro­
kratie ab. Die volle Gültigkeit der Forderungen des Über­
gangsprogramms zur UdSSR in ihrer Übertragung auf Kuba, 
China und die deformierten Arbeiterstaaten Osteuropas ist 
nur eine Bestätigung der Gültigkeit dieses Programms bis 
zum Sieg der proletarischen Weltrevolution. 

Die Ableitung der Programmatik von der ökonomischen 
Konjunktur hat eine lange Tradition im Spartacusbund und 
seinen Vorläuferorganisationen. Sowohl Spartacus-BL als 
auch Spartacus KJO lehnten das Übergangsprogramm von 
Trotzki als aktuelles Programm mit Argumenten über "neue 
Entwicklungen" seit dem Zweiten Weltkrieg ab. Der Posi­
tion der FNK, daß das Übergangsprogramm nach 1943 zero. 
stört wurde, und dem Vorschlag in seinem neuen Organ "an­
hand der derzeitigen wirtschaftlichen und politischen Welt­
situation den Punkt Imperialismus zu diskutieren und zu 
klären, da alle weiteren Diskussionspunkte sich auf die öko­
nomische Situation beziehen müssen" (Spartacus-Sonder­
nummer, 13. Juni) liegt der Wunsch zugrunde, das Pro­
gramm des revolutionären Marxismus anhand von solchen 
"neuen Entwicklungen" aufzuweichen. 

Die "Essener Tendenz": Syndikalistische 
Ratlosigkeit 

Neben den Hauptresten IT und FNK bleibt die Essener 
Ortsgruppe, die keiner der beiden Hauptfraktionen ange­
schlossen ist. Nach der Spaltung gab es Bestrebungen, den 
TNK-Block um die Essener Gruppe zu erweitern, die jedoch 
vorläufig gescheitert sind. Die vorgesehene Blockerklärung 
erschien darauf in zwei Fassungen: eine von der FNK (siehe 
Spartacus-Sondernummer) und eine von der "Essener Ten­
denz" (25. Mai). Die Hauptausrichtung der Essener Gruppe 
ist syndikalistisch - ihre schärfste Kritik der IT gilt der "Li­
quidation der nationalen Arbeit", ihr Hauptbestreben ist die 
Verfassung einer "besChränkten Taktikresolution", um nicht 
mehr "abseits von den Klassenkämpfen" stehen zu müssen. 
Da wo die FNK von der Notwendigkeit von "Gewerkschafts­
fraktionen" spricht, benutzt die Essener Gruppe die schwam­
migere Formulierung "Gewerkschaftsoppositionen". Jedoch 
kann eine programmlose "proletarische Orientierung" nur 
zur offenen Liquidation führen, wie im Falle der Bolsche­
wistischen Tendenz, einer workeristischen Gruppe in Essen, 
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die 1975 den Spartacusbund in Richtung gewerkschaftliche 
Handwerkelei verließ. Gleichzeitig aber konstatiert die Esse­
ner Tendenz am schärfsten die Krise der Organisation: 

"b) die Politik des Spabu ist unter Führung der IT seit 
mindestens einem Jahr (mai 76!!!) vollständig lahmge­
legt. c) Spätestens mit der unpolitischen Spaltung ist die 
Organisation in ihren bestehenden Strukturen aufgelöst, 
- schon lange vorher läßt sich nicht mehr von demokra­
tischem Zentralismus sprechen." (An die Mitglieder u. 
Symp. des Spabu! Es. Tendenz, 25. Mai) 

Die Essener Gruppe wehrt sich gegen das Vorhaben der FNK, 
einfach zur Tagesordnung überzugehen: 

"Die Mitglieder und Symps der Org. - einschließlich der 
beiden verbliebenen Tendenzen - müssen ernsthaft die 
Entwicklung der Org., die zur Spaltung führte, aufarbei­
ten. Sie müssen die Tradition, die ihnen z. Z. doch völlig 
wirr erscheinen muß, erst wiederherstellen; sie müssen 
außerdem die Tradition der Spartacusorganisationen in 
positiver Weise überwinden!" (ebenda) 

Die einzig positive Überwindung der widersprüchlichen 
zentristischen .,Tradition" des Spartacusbundes besteht je­
doch im Bruch mit seiner Politik, auf dem Weg zum authen­
tischen Trotzkismus der Vierten Internationale unter Trotzki, 
deren Wiederschaffung von der internationalen Spartacist 
Tendenz zielstrebig verfolgt wird. Sonst verbleibt den Resten 
des ehemaligen Spartacusbundes nur die weitere politische 
Degeneration und die weitere persönliche Demoralisierung 
ihrer Anhänger als Perspektive. 

Revue des revolutionären Marxismus - Zirkelwesen 
par excellence 

Typisch für den politischen Zerfall und persönliche De­
moralisierung ist die Flucht in das Zirkelwesen. Das markan­
teste Beispiel hierfür ist bisher die angekündigte Zeitschrift 
Commune! Revue des revolutionären Marxismus, herausge­
geben von zwei ehemaligen Führern des Spartacusbundes, 
Tanas und Hauptmann. Für Tanas, den geistigen Vater des 
Spartacusbundes und eines seiner Vorläufer, Spartacus-BL, 
schließt sich ein Kreis - von dem Zirkel "Roter Anfang" in 
Bonn um 1970 kehrt er jetzt nach sieben Jahren erneut zum 
Zirkelwesen zurück. (Schon der Name "Commune" ist be­
zeichnend, so hieß 1935 die Zeitung der opportunistischen 
Molinier/Frank-Gruppe, gegen die Trotzki scharf wegen 
ihrer Verwässerung des revolutionären Programms polemi­
sierte und mit der er brach.) Auch hier sind die politischen 
Bindungen eher zufällig: im Sommer/Herbst 1975, in einer 
kritischen Phase der Ereignisse in Portugal, entwickelte 
Hauptmann mit anderen Mitgliedern des Spartacusbundes 
eine windelweiche "pädagogische" Linie zur portugiesischen 
Sozialdemokratie (und zur Verfassungsgebenden Versamm­
lung). Damals donnerte Tanas-, der eher auf die KP und die 
Familie der "extremen Linken" vertraute, gegen den "Op­
portunismus" von Hauptmann/Scholl/Stein (die die Tanas­
Position als "Kryptostalinismus" geißelten) - jetzt gründen 
die "Opportunisten" und "Kryptostalinisten" zusammen 
eine ,,Revue des revolutionären Marxismus" (vermutlich 
ohne die Frage des Charakters der Sozialdemokratie geklärt 
zu haben). 

In der Kommunistischen Korrespondenz Nr. 1 (Februar 
1974) schrieben wir zur zentristischen Sumpflandschaft in 
Deutschland: 

"Die opportunistische Praxis des Zentrismus drückt sich . 
in theoretischer Verschwommenheit aus, in taktischen 
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und strategischen ,Irrtümern', in organisatorischem 
Menschewismus. Zentristische Organisationen sind 
Barrieren zur revolutionären Entwicklung der Arbeiter· 
klasse und oft Sackgassen fur einzelne Militante, die 
trotz subjektiv revolutionärer Gesinnung den Weg zur 
revolutionären Partei nicht finden ... 
Die elementarsten Gebote der politischen Hygiene erfor­
dern eine Abrechnung mit solchen Gruppen; aber auch 
die Erkenntnis, daß die besten Elemente solcher Organi­
sationen immer noch revolutionäre Wege suchen, den 
Aufbau einer revolutionären Partei anstreben. Der 
Kampf um den Aufbau einer revolutionären Propaganda­
gruppe als Kern einer deutschen Sektion der trotzkisti­
schen Weltpartei, die es aufzubauen gilt, erfordert die 
programmatische Umgruppierung der besten Militanten 
aus diesem Sumpf (ebenso wie der Versuch, diesen Um­
gruppierungsprozeß auf Elemente aus stalinistischen und 
syndikalistischen Gruppen und dem linkssozialdemokra­
tischen Milieu auszuweiten.)" 

Es gibt keine bessere Bestätigung unserer Taktik der re­
volutionären Umgruppierung als die des Zerfalls des Sparta­
cusbundes. Die innere politische Zerrüttung und der graduelle 
Verfall dieser linkspabloistischen Organisation steht im ekla­
tanten Widerspruch zum systematischen Aufbau der TLD 
als programmatisch feste revolutionäre Propagandagruppe. 
Der Aufbau einer revolutionären Organisation ist nicht ein 
gradliniger Prozeß, Rückschläge vielerlei Art müssen in Kauf 
genommen werden (die Bolschewiki, die 1905 zur Mas­
senströmung geworden sind, verfUgten 1910-1912, nach 
jahrelangem Wüten der zaristischen Reaktion, nur über 
wenige Dutzend zuverlässiger Kader in Rußland). Aber die 
einzige feste Grundlage ist revolutionäre, klare und harte 
Programmatik - und darüber hat der Spartacusbund nie ver­
fUgt. In seinem Verfallsprozeß mußte er dreimal prinzipien­
feste linke Oppostionen bürokratisch ausschließen - aber 
bürokratische Machenschaften sind kein Ersatz für ein 
Programm. Der Ausschluß der Trotzkistischen Fraktion 
im Januar dieses Jahres symbolisierte in besonderer Weise 
den verrotteten Charakter des Spartacusbundes: Sie erfolg­
te, weil die Trotzkistische Fraktion nicht bereit war, ein 
Ultimatum zu unterschreiben, das ein Aufgeben ihrer prin­
zipienfesten Opposition gleichgekommen wäre. Wesentlicher 
Bestandteil dieses stalinistischen Ultimatums war die Aner­
kennung der "völligen" Autorität der 6. Bundeskonferenz 
(die die programmatische Liquidation des Spartacusbundes 
qualitativ beschleunigte) und der "Autorität der alten und 
neuen Führung des Spartacusbundes", d. h. die Anerkennung 
der politischen Deserteure der Vergangenheit wie der gegen­
wärtigen Liquidatorenclique. 

Das kurze, glücklose Leben der Nil 

Etwa gleichzeitig mit dem Spartacusbund zerfiel der vor 
einem Jahr mühsam zusammengezimmerte Block der "Not­
wendigen Internationalen Initiative" (NIl) zwischen dem 
Spartacusbund, der Lega Comunista (LC) in I talien, der 
österreichischen Internationalen Kommunistischen Liga 
(IKL) und der englischen International Communist League 
(ICL). Zu Grabe getragen wurde die Nil beim Pfingstfest 
von Lutte Ouvriere, wo dieses Konglomerat vor einem Jahr 
zum ersten Mal gemeinsam auftrat. Nach der großsprecheri­
schen Verkündigung des Blocks und dem gemeinsamen Auf­
treten des Vorjahres kam - nichts. Ein gemeinsames Forum 
konnte nicht zustande gebracht werden, keine Gruppe ver­
teidigte die Politik der anderen, die englische.ICL denun­
zierte den Abstentionismus des Spartacusbundes zur Irland-
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Frage (zu der der Spartacusbund nie Stellung bezogen hat) 
und kritisierte in einem Forum die sonst gemeinsame Ein­
schätzung der NIl, daß die Vierte Internationale schon im 
Zweiten Weltkrieg zerstört worden sei (laut ICL ist die 
Vierte Internationale erst nach 1948 politisch degeneriert). 
Auch die FNK hat nachträglich eine kritische Einstellung 
bekundet: "Schon das Gründungsdokument der Nil täuschte 
nicht vorhandene Gemeinsamkeiten der Nil-Organisationen 
vor." Jedoch ist die Haltung der FNK zur NIl nur ein weite­
rer Beleg fUr ihren Zentrismus - die Nil war verrottet, aber 
man müßte die NIl neu aufbauen. 

Auf der 6. Bundeskonferenz des Spartacusbundes hob die 
Trotzkistische Fraktion die Tatsache hervor, daß der poli­
tische Zusammenhalt des Spartacusbundes selbst erheblich 
schwächer war, als die Bindungen zwischen verschiedenen 
Tendenzen des Spartacusbundes und anderen NIl-Gruppen. 
So war die IT als deutsche Fraktion der LC zu verstehen, 
wohingegen die TNK einen Block mit der IKL anstrebte. 
Die Spaltung beweist die Richtigkeit dieser Einschätzung: 
Die IT strebt eine Fusion mit der LC an - auf der Basis 
eines gemeinsamen Gegendokuments zum 11. Weltkon-
greß des VS (sozusagen die Aufgipfelung ihrer Rolle als 
externe VS-Fraktion). Die FNK beteuert ihre Übereinstim­
mung mit der IKL - obwohl, nachdem die IKL die "Auto­
nomie der Studentenbewegung" anerkannt hat, (siehe den 
kommentarlosen Abdruck des Artikels "Universita Rossa" 
der LC mit einem IT-Dokument zur italienischen Studenten­
bewegung in permanente revolution, Zentralorgan der IKL, 
Nr. 8, Mai 1977), auch dieser Block auf tönernen Füßen 
stehen würde. 

Verrottete politische Blöcke - auf internationaler wie 
nationaler Ebene - können nur den Keim neuer Zersplitte­
rungen in sich tragen. Der Aufbau einer authentischen, 
demokratisch-zentralistischen internationalen Tendenz muß 
auf der Basis politischer Klarheit und der festen Program­
matik der ersten vier Weltkongresse der Kommunistischen 
Internationale, des Kampfes der Linken Opposition und der 
Gründungskonferenz der Vierten Internationale unter Trotzki 
erfolgen. Nur die internationale Spartaeist Tendenz verteidigt 
diese Programmatik als Grundlage der wiederzuschaffenden 
Vierten Internationale. 

Tragödie oder Farce? 
Inzwischen sind uns - nach Redaktionsschluß - Sparta­

cus Nr. 37 (IT) sowie die neueste permanente revolution 
Nr. 9, Juni 1977 (Zentralorgan der Österreichischen Interna­
tionalen Kommunistischen Liga) ins Haus geflattert. Die Zei­
tung der IT bringt kaum etwas Neues zur Spaltung des Spar­
tacusbundes, wohl aber zur nachträglichen Einschätzung der 
von ihr initiierten Spaltung. Diese Spaltung sei zwar unver­
meidlich gewesen, vermerkt die IT "selbstkritisch", aber ver­
früht durchgeftihrt worden. Der demokratische Zentralismus 
habe zwar seit einem Jahr in der Organisation nicht funktio­
niert, aber da dies nichts Neues sei, wäre es auch kein Spal­
tungsgrund: "Das Argument, daß der demokratische Zentra­
lismus in der Organisation nicht mehr funktioniere, war 
bereits ein wesentlicher Grund fUr die Gründung der IT (im 
Mai 1976)". Es stimme zwar, daß die Minderheit "die Poli­
tik der Organisation massiv boykottierte", dies habe aber 
keine neue Qualität angenommen. Im April hat die IT (nach 
eigener Darstellung) beschlossen, keine Spaltung durchzuftih­
ren, aber den Fraktionskampf zu verschärfen. Im Mai spaltet 
die IT den Spartacusbund. Im Juni übt die IT Selbstkritik 
wegen ihrer Spaltung des Spartacusbundes. Diese beispiel­
hafte Festigkeit der taktischen Orientierung als eine gewis-
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se "Schwäche" in der Führungsqualität der IT zu beschrei­
ben (wie sie es "selbstkritisch" inSpartacus Nr. 37 tut) ist 
wohl eine gewaltige Untertreibung. 

Daß der Spartacusbund ein chaotisches opportunistisches 
Gebilde war, ohne revolutionäres Programm und folglich 
ohne demokratischen Zentralismus, überrascht uns nicht -
wir haben diese Tatsache oft genug betont. Aber diese 

Selbstkritik" macht den bürokratischen Charakter des Aus­
~hlusses der Trotzkistischen Fraktion noch offensichtli­
cher - man schließt prinzipienfeste, programmatisch gefe­
stigte Oppositionen aus diesem Sumpf aus, für andere "Ten­
denzen" dagegen besteht überhaupt keine Disziplin. Diese 
Tatsache wurde von der IKL in ihrem kürzlich erschienenen 
Zentralorgan unverblümt ausgedrückt - hier wird der Aus­
schluß der TF in aller Deutlichkeit mit deren revolutionären 
Ideen begründet: " ... die ,Trotzkistische Fraktion' ... wurde 
auf der 6. Bundeskonferenz des Spartacusbundes, die im Ja­
nuar 1977 stattfand, ausgeschlossen, da sie vollinhaltlich die 
Positionen der internationalen Spartacist Tendenz ... vertrat, 
und sich damit außerhalb der Organisation gestellt hatte" 
("Spartacusbund gespalten", permanente revolution Nr. 9, 
Juni 1977). 

Die IKL setzt sich, zumindest vorläufig, bezüglich der 
Spaltung hübsch zwischen die Stühle: die IT hat Recht ge­
habt in der "Methodik" des Aufbaus des NIl-Blocks und in 
der Charakterisierung der Politik des Vereinigten Sekretari­
ats als "Zentrismus sui generis"; aber die FNK hatte Recht, 
die "Reformierbarkeit" des Vereinigten Sekretariats in Fra­
ge zu stellen. Die IKL stimmte mit der FNK in der Frage 
der "Methodik des übergangsprogramms" überein, es "zeig­
te sich aber sehr bald, daß die Differenzen zwischen ihnen 
(IT) und uns oft terminologischer Natur waren" (ebenda). 
In einem Punkt hat Me IKL Recht: es gibt keinen qualitati­
ven Unterschied zwischen FNK und IT - beide sind zentri­
stische Organisationen, die sich nur dadurch unterscheiden, 
daß sie vor verschiedenen Formen politischer Rückständig­
keit kapitulieren. Politische Spaltungen zwischen Zentristen 
ziehen nicht klare Linien, weil beide Seiten (und die IKL da­
zwischen) politisch konfus und programmatisch widersprüch­
lich sind. 

Kurz vor Drucklegung erreichte uns ein abgezogenes Blatt, 
das den in Berlin vertriebenen Exemplaren des IT-Spartacus 
beiliegt. Die Überschrift lautet "Zurücknahme der Erklärung 
zur Spaltung", als Urheber firmiert ein "Nationales Treffen 
des Spartacusbundes (Internationalistische Gruppe)" und da­
tiert ist es putzigerweise vom 19. Mai 1977, während die da­
mit zurückgenommene Erklärung der "Provisorischen Lei­
tung des Spartacusbundes" vom 11. Juni 1977 stammt. Man 
sieht: bei diesen Genossen läuft sogar die Zeit rückwärts! 
Der Text lautet: 

,,Auf dem nationalen Treffen der Gruppe, die aus der ehe­
maligen Internationalistischen Tendenz (IT)irn Sparta­
cusbund und Genossen, die sich in kritischer Weise auf 
die Politik der IT beziehen, hervorgegangen. ist, wurde 
die im ZO NI. 37 abgedruckte "Stellungnahme zur Spal­
tung des Spartacusbundes" als politisch ungenügend und 
falsch kritisiert. Diese Stellungnahme wird als Konsequenz 
dieser Kritik zurückgezogen. Unsere politische Gruppe be­
findet sich in einem intensiven und grundlegenden Pro­
zeß der politischen Diskussion, der bisher zu noch kei­
nem Abschluß gekommen ist. Wir werden unsere endgül­
tige Stellungnahme veröffentlichen, sobald wir diese Dis­
kussion zu einem sinnvollen Abschluß geführt haben." 

Wir meinen, der einzige sinnvolle Abschluß eines solchen 
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intensiven und grundlegenden Prozesses wäre das endgültige 
, Verschwinden dieser "internationalistischen" Gruppe von 
der politischen Bildfläche. Am besten mit einer Erklärung, 
datiert vom 1. April. 

Leid tun können uns nur diejenigen Genossen, die sich 
da "in kritischer Weise" auf die Politik der IT "beziehen". 
Mit menschlichen Beziehungen sieht es ja in unserer Zeit oh­
nehin sehr kritisch aus. Aber bei "Bezugspersonen" wie die­
sen provisorischen Führern fällt einem nur noch jener Vers 
Dantes ein, den Marx so gern zitierte: "Lasciate ogni speran­
za, voi qu' entrate" ("Laßt, die ihr eintretet, alle Hoffnung 
fahren"). 

* * 
* 

Rhodesien ... 
Fortsetzung von Seite 24 
nicht standhalten. In dieser verzweifelten Situation sucht 
sich Smiths "Nationale Front" ihre Quislinge zu ziehen; 
sie initiierte die Vereinigte Volksorganisation Simbabwes 
(ZUPO), deren Führer, die Stammeshäuptlinge Kaiser 
Ndiwani und Jeremiah Chirau, bereits Posten im Smith­
Kabinett innehatten. Korrumpiert durch Almosen der Ras­
sisten, arbeitet die ZUPO eng mit den "Herrenmenschen" 
zusammen und lehnt konsequenterweise die elementare 
demokratische Forderung der schwarzen Nationalisten 
"Ein Mann, eine Stimme" ab. 

Nach dem Fehlschlag der Genfer Konferenz und des 
Kissinger-Plans starten die britischen und amerikanischen 
Imperialisten eine neue diplomatische Offensive. Gemäß 
dem Rhodesienplan der Außenminister Owen und Vance 
soll Smith, der das Prinzip der schwarzen Mehrheitsregierung 
angeblich zähneknirschend anerkannt hat, im Sommer 1978 
zurücktreten und einer dreimonatigen, von den Engländern 
geführten provisorischen Regierung Platz machen, der dann 
eine schwarze Mehrheitsregierung folgen soll. Die kleinbürger­
lichen schwarzen Nationalisten haben den Plan in dieser Form 
abgelehnt; sie opponieren gegen die amerikanische Beteiligung .. 
Gegen die Einmischung der Exkolonialmacht Großbritannien 
aber haben Mugabe (Führer der Afrikanischen Nationalunion, 
ZANU) & Co. nichts einzuwenden, im Gegenteil: diese 
"Antiimperialisten" haben England wiederholt aufgefordert, 
als Vorstadium zu einer schwarzen Mehrheitsregierung seine 
koloniale Autorität in Rhodesien wieder geltend zu machen! 
So kommt die britische Regierung dann auch ganz beruhigt 
zu dem Schluß, daß alle Führer der Schwarzen "den über-
gang friedlich und geordnet vollziehen" möchten, auch 
"Nkomo und Mugabe, wie stark diese auch immer mit dem 
Säbel rasselten" (Neue Zürich er Zeitung, 20. Januar). 

Der Imperialismus setzt auf eine neokoloniale Lösung. 
Die ökonomischen Strukturen sollen, wie in Mo~arnbique 
und Angola, erhalten bleiben, wechseln soll lediglich die 
Hautfarbe der Kompradoren. Wenn es dennoch zum ausge­
wachsenen Krieg kommt, dann nicht aufgrund der man­
gelnden Kompromißbereitschaft der Nationalistenführer, 
sondern wegen der Hartnäckigkeit und Weigerung der 
rhodesischen Rassisten, ihren Platz freiwillig zu räumen. 

Der Aufstieg des afrikanischen Nationalismus 
in R hodesien 

Die verschiedenen Cliquen der Simbabwe-Nationalisten 
gehören von allen schwarzen Unabhängigkeitsftihrern nach 
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lan Smith: Repräsentant 

der weißen "H errenrasse". 

1960 zu den Gemäßigsten und Erfolglosesten auf dem Kon­
tinent. Die neokolonialen schwarzen Führer bilden keine ge­
schlossene Front, sie sind untereinander heftig zerstritten. 
So waren auf den Genfer Verhandlungen zusätzlich zu 
Mugabes ZANU-Delegation, der sich Führer der Volksarmee 
von Simbabwe (ZIPA), die ihren Stützpunkt in Mo~ambique 
hat, anschlossen, auch die Delegierten der Afrikanischen 
Volksunion (ZAPU) anwesend, die von dem immer so ver­
nünftigen J oshua Nkomo angeführt wurde, dem schlauesten 
und dauerhaftesten der nationalistischen Politiker unddemje­
nigen (neben Muzorewa) mit der stärksten Unterstützung vom 
Westen. Die beiden anderen Delegationen waren ein lebendiger 
Beweis für den gemeinen politischen Verrat und personalistische 
Fraktionskämpfe in der Unabhängigkeitsbewegung über eine 
Zeitspanne von mehr als zehn Jahren. 

Eine wurde von Ndaba.ningi Sithole geführt, der Nkomos 
Stellvertreter bis zur Spaltung der ZAPU 1963 war, aus der 
die ZANU hervorging. Trotz eines von ausgesuchten "Jub­
lern" der "Dritten Welt" aufgebauten internationalen An­
sehens war Sithole eine isolierte Figur, nachdem er voriges 
Jahr von Kräften formlos aus der ZANU ausgeschlossen 
wurde, die loyal zu Mugabe hielten. Die vierte Delegation 
wurde vom Methodistenbischof Abel Muzorewa geführt, 
dessen Afrikanischer Nationalkongreß (ANC) über beträcht­
liche Unterstützung in den städtischen Gebieten verfügt, 
aber von der ZIPA, die er als Stammesorganisation charak­
terisiert, völlig isoliert ist. 

Der Einfluß der Kirche bei den Spitzen der schwarzen 
Führer ist ganz bemerkenswert. Außer Muzorewa, der die 
amerikanische Methodisten-Episkopalkirche in Rhodesien 
leitet, ist Sithole Pfarrer einer anderen protestantischen 
Gruppe, Nkomo ein ehemaliger protestantischer Laienpre­
diger und Mugabe, der in der imperialistischen Presse oft 
als Revolutionär bezeichnet wird, ein praktizierender 
Katholik. 

Nkomo ist neben Muzorewa immer als der aussichts­
reichste Kandidat für einen Posten an der Spitze eines von 
den Imperialisten eingesetzten neokolonialen Regimes be­
trachtet worden. Er betrat die Bühne nationalistischer Politik 
zehn Jahre früher als seine Konkurrenten. Er debütierte in 
"Wohlfahrtskomitees" , die gegen die Diskriminierung der 
gebildeten afrikanischen Elite (die in Rhodesien relativ 
zahlreich im Vergleich zu Südafrika ist) protestierten; ab 
1952 war er Generalsekretär der rhodesischen Afrikanischen 
Gewerkschaft der Eisenbahnangestellten. 

Wie in Südafrika gibt es auch in Rhodesien ein relativ 
bedeutendes schwarzes Proletariat, das sich in 'der wirtschaft­
lichen Aufschwungsperiode nach dem Zweiten Weltkrieg 
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herausgebildet hat. Mehr als ein Drittel der schwarzen Be­
völkerung lebt in der Stadt, und mehr als 10 Prozent sind 
im Bergwerk, in der Fabrik und im öffentlichen Dienst be­
schäftigt. Das junge Proletariat wurde sich sehr schnell seiner 
Stärke bewußt und führte in der Zeit von 1945 bis 1950 eine 
Reihe von bedeutenden Streiks durch. Schwarze Eisenbahn­
arbeiter begannen 1945 einen Streik, der alles lahmlegte, 
und 1948 entfachten die Arbeiter der Stadtverwaltung einen 
Generalstreik in ganz Südrhodesien (Martin Loney: Rhodesia: 
White Racism and Imperial Response, 1975). 

Die unmittelbaren Wurzeln von Nkomos ZAPU liegen im 
südrhodesischen Afrikanischen Nationalkongreß (ANC), einer 
in Agonie befindlichen Organisation der schwarzen Elite, die 
unter dem Einfluß des Aufschwungs der Arbeiterkämpfe nach 
dem Kriege im Eisenbahnknotenpunkt von Bulawayo, Rho­
desiens zweitgrößter Stadt, wieder neuen Auftrieb erhielt. 
Der neue ANC kämpfte auf breiter Ebene für Reformen - Aus­
bildung, Wahlrechte, Bustarife, Landpolitik. Er suchte vor 
allem die Hilfe von Premierminister Garfield Todd, der seinen 
Ruf bei den Weißen als leidenschaftlicher Liberaler mehr sei­
nen Reden über "die Partnerschaft der Rassen" als irgendwel­
chen konkreten Reformen verdankt. 

Die weißen Siedler reagierten auf die Agitation des ANC 
mit einer scharfen Rechtswendung. Todd wurde 1958 vom 
Kongreß seiner Partei fallengelassen. Im Februar 1959 wurde 
der Ausnahmezustand erklärt; der ANC wurde verboten, und 
500 seiner Mitglieder wurden verhaftet. Auch unternahm 
die Regierung einen bedeutenden Schritt, um die zwischen 
der schwarzen Arbeiterbewegung und den Nationalisten 
existierenden Bande zu zerreißen. 1959 wurd~ durch den Indu­
strial Conciliation Act das Recht, Kollektivverhandlungen zu 
führen, auf die Mehrheit der afrikanischen Arbeiter ausge­
dehnt (die Eisenbahner hatten sich dieses Recht bereits 1949 
durch einen Streik erkämpft); Gewerkschaften, die jedoch 
politischen Parteien Geldmittel zukommen ließen oder ir­
gendwelche Einrich tungen zur Verfügung stellten, verloren 
die offIzielle Anerkennung. 

Angesichts eines immer kompromißloser werdenden Re­
gimes weißer Vorherrschaft im eigenen Land begann Nkomo 
ausgedehnte internationale Kontakte in imperialistischen 
Hauptstädten mit kürzlich unabhängig gewordenen afrika­
nischen Staaten und den Vereinten Nationen anzuknüpfen 
und suchte Unterstützung vom Ausland für eine schwarze 
Mehrheitsregierung in Rhodesien. Anfang 1960 gründeten 
Nkomos Anhänger die Nationaldemokratische Partei (NDP) 
als Nachfolgeorganisation des illegalen ANC und stellten in 
den Mittelpunkt ihrer Agitation die Losung "Ein Mann -
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eine Stimme", wobei sie im wesentlichen die sozialen und 
wirtschaftlichen Forderungen des ANC fallenließen. 

Zur selben Zeit, wo Großbritannien für eine Vertretung 
der schwarzen Bevölkerung auf einer Konstituierenden 
Konferenz im nächsten Jahr eintrat, mobilisierte die NDP 
für Massendemonstrationen mit der Stoßrichtung einer 
Mehrheitsregierung - das Resultat bestand in der Verhaftung 
ihrer Führer. Dies führte im Juli 1960 zu einem zweiwöchent­
lichen Generalstreik, der sich auf Bulawayo konzentrierte, 
und in dem Intellektuelle der NDP eine wichtige Rolle spiel­
ten (Eshmael Mlambo, Rhodesia: The Struggle for a Birth­
right, 1972). Aber auch dies konnte dem eingefleischten 
Konservatismus der gebildeten kleinbürgerlichen schwarzen 
Führer nichts anhaben. Eine NDP-Delegation zur Konstitu­
ierenden Konferenz akzeptierte die lächerlichen Brotkrumen 
einer getrennten Stimmabgabe durch die schwarze Bevölke­
rung. Dies wurde - sehr zum Ärger der Führer - von der 
Parteimitgliedschaft abgelehnt. 

Im Dezember 1961 wurde die NDP verboten, was zur 
Gründung der ZAPU führte, die wiederum im September 
1962 illegalisiert wurde. Die rechte Rhodesische Front gewann 
in diesem Jahr die Wahlen, und die Nationalisten befürchte­
ten, daß die Unabhängigkeitserklärung des rassistischen Re­
gimes nahe bevorstehe, und daß es danach dazu übergehen 
würde, die Unterstützungsbasis der ZAPU zu zerschlagen. 
Nkomo unternahm den mißglückten Versuch, die ZAPU­
Exekutive nach Tansania zu verlegen, erhielt aber von 
Nyerere sowie von der Organisation für Afrikanische Einheit 
eine Abfuhr; beide hatten darauf bestanden, daß die Führung 
den Kampf von Rhodesien aus anleiten müsse. 

Spaltung der ZANU und der ZAPU 

Diese Schwierigkeit verschärfte die Kritik von Mitgliedern 
der ZAPU-Exekutive an der Führung Nkomos, und die Grup­
pe spaltete sich. Im August 1963 gründeten Sithole, Mugabe 
und andere die ZANU. Der Mythos, daß dies eine "linke" 
Abspaltung war, hält sich hartnäckig, besonders in der Neuen 
Linken und in maoistischen Kreisen. Obwohl taktische Dif-
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ferenzen bestanden (z. B. wo die Führung sich etablieren 
sollte; ob der Versuch gemacht werden sollte, eine neue le­
gale Partei zu gründen etc.), war die Spaltung im wesentli­
chen das Ergebnis von Enttäuschung und persönlichen Zu­
sammenstößen. 

Die beiden Organisationen charakterisierten sich gegen­
seitig als "reformistisch" und beschuldigten sich, sie würden 
sich in dem Kampf um Unabhängigkeit unter einer Mehr­
heitsregierung eher auf die Briten als auf die eigene bewaff­
nete Kraft verlassen. In beiden Fällen waren die Beschuldi­
gungen im wesentlichen richtig. Nkomos versöhnlerische 
Politik gegenüber Britannien hat eine lange Geschichte, wäh­
rend Sithole und Mugabe der NDP als direkte Reaktion auf 
die Einbeziehung der Nationalisten in die Verhandlungen 
über eine Verfassung durch Britannien beigetreten waren. 
(Sowohl Nkomo als auch Sithole waren Führer der Delega­
tion, die den Ausverkauf der Bürgerrechte akzeptierte.) 

Sowohl die ZAND als auch die ZAPD stützten sich auf 
kleinere Guerillaaktionen, um Druck auf Britannien auszu- , 
üben. In einer militanten Rede auf dem Gründungskongreß 
der ZANU im Mai 1964 erklärte Sithole: 

"Diejenigen, die glauben, daß wir die Unabhängigkeit von 
den Vereinten Nationen ... (oder) dem afro-asiatischen 
Block erhalten, irren sich ... Die Unabhängigkeit wird nur 
unser sein, wenn wir uns selbst befreien." 

Aber praktisch im selben Atemzuge bestätigte er den tradi­
tionellen Appell an die "demokratische" Kolonialmacht: 

"Das Vereinigte Königreich ist die einzige Macht, die 
Südrhodesien die legale Unabhängigkeit gewähren kann ... 
Gegenwärtig ist Britannien, das den konstitutionellen 
Schlüssel zu dem Problem, mit dem wir konfrontiert sind, 
in der Hand hat, nicht bereit, diesen Schlüssel zu ge­
brauchen" (Ndabadingi Sithole, In Defense of aBirth­
right, 1975). 

Aber Rhodesiens Kolonialherren weigerten sich nicht nur, 
den ,,konstitutionellen Schlüssel" zu gebrauchen, als die 
hartgesottenen weißen Rassisten der Rhodesischen Front 
(an dessen Spitze bereits lan Smith stand) im November 
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Guerillakämpfer in Simbabwe 

1965 eine einseitige Unabhängigkeitserklärung (Unilateral 
Declaration of Independence - UDI) abgaben, London er­
klärte darüberhinaus ,Jede Gewaltanwendung flir ungesetz­
lich" und entschied sich flir wenig effektive Sanktionen. 
Wiederholte Appelle an England brachten nichts als Ent­
täuschung. 

Labour-Premierminister Harold Wilson verhandelte inner­
halb eines Jahres mit Smith und schlug einen komplizierten 
Plan flir eine graduelle Ausweitung des afrikanischen Wahl­
rechts vor, der nicht vor 1999 (!) zu einer schwarzen Mehr­
heitsregierung geflihrt hätte. (Dem rhodesischen Führer wa­
ren selbst diese "Zugeständnisse" noch zu weitgehend.) 
Während England alle nur denkbaren Konzessionen mach-
te, um zu einem Einvernehmen mit dem rassistischen Regime 
zu kommen, schickte es im September 1967 eine Note an 
Sambia und verlangte die Zusicherung, daß letzteres "be­
waffneten Einfällen nach Rhodesien keine Unterstützung ge­
währen würde" (zitiert in Kees Maxey, "From Rhodesia to 
Zimbabwe", 1972). 

Nach der UDI wurden die nationalistischen Führer auf 
unbestimmte Zeit interniert, wurde der Ausnahmezustand 
erklärt, und die Führer der ZANU/ZAPU hofften kaum mehr 
auf eine Intervention durch Großbritannien. Es kam zu einer 
beschränkten Radikalisierung - man sprach noch zurückhal­
tend vom "afrikanischen Sozialismus", der noch nicht ein­
mal solch einen neokolonialen "Staatsmann" wie Kenyatta 
in Kenia erschrecken würde. Alle Führer - Nkomo, Sithole 
und Mugabe, von denen jeder mehr als zehn Jahre im Ge­
fängnis gesessen hat - haben sich flir irgendeine Art des 
"bewaffneten Kampfes" ausgesprochen, aber sie waren an­
gesichts des Mangels an Versorgungsgiitern, Anklagen wegen 
Korruption, Stammesgiinstlingswirtschaft und ihrer Sorglo­
sigkeit den tagtäglichen Problemen der Soldaten gegenüber, 
alle mit Revolten in den Guerillacamps konfrontiert. 

Während die ZANU früher als die ZAPU mit Guerillaakti0-
nen begonnen hatte, hatte letztere die ganze Wucht der 
Kämpfe Ende der sechziger Jahre zu tragen. Im August 1967 
überquerten ca. 80 ZAPU-Guerillas und Mitglieder des süd-

Kommunistische Korrespondenz 

afrikanischen ANC, von Ausbildungslagern aus Sambia 
kommend, die Grenze nach Rhodesien. Die Führer der ZAPU 
und der südafrikanischen Nationalisten kündigten an, daß 
sich die Guerilla-Streitmacht in einer langfristigen Opera­
tion bis nach Südafrika durchkämpfen sollte. Aber nach 
einer regelrechten Schlacht mit der südafrikanischen Armee, 
unterstützt von südafrikanischen Düsenjägern, wurden die 
heldenhaften Guerillakämpfer aufgerieben. 

Ein geringes Maß an Guerillaangriffen und Sabotage 
wurde in den nächsten paar Jahren von beiden Organisatio­
nen aufrechterhalten, jedoch von 1970-72 fast völlig gestoppt. 
Die Kämpfer hatten schwere Verluste erlitten und waren im 
wachsenden Maße demoralisiert. Die ZAPU wurde durch 
eine zweite Spaltung geschwächt, aus der eine dritte und weit 
kleinere Organisation hervorging, die Front zur Befreiung 
Simbabwes (FROLIZI). Sechs Jahre schwerster Repression 
hatten größtenteils die Verbindungen zwischen den Nationali­
sten und den städtischen Massen zerstört. Faktoren wie Iso­
lation und Fehlschläge auf dem Schlachtfeld begiinstigten 
Intrigen unter den Führern, und Stammesfeindseligkeiten 
brachen an der Basis aus, obwohl solche Feindseligkeiten 
unter den schwarzen Arbeitern in den Städten größtenteils 
zum Erliegen gekommen waren. 

Verrat und Kapitulat~:m 

1971 betrat in Gestalt des Afrikanischen Nationalrates 
von Bischof Muzorewa ein neuer Rivale die politische Bühne. 
Muzorewas Gruppe, die die durch das Verbot und die Exi­
lierung der nationalistischen Parteien entstandene Lücke aus­
füllen konnte, gewann die Unterstützung der städtischen 
Massen mit einer Kampagne flir eine "konstitutionelle Re­
gierung", die auf einem "Nicht-Rassismus" basieren sollte 
(und die auf "christliche und friedliche Art" zu erreichen 
sei). Er war von Zeit zu Zeit von allen konkurrierenden Na­
tionalisten der Favorit des Smith-Regimes, wie auch jetzt 
wieder, wo der rhodesische Premierminister Muzorewas 
Delegation gönnerhaft als diejenige bezeichnet hat, die bei 
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den Genfer Verhandlungen "ein besonderes Wohlverhalten" 
an den Tag gelegt hätte (New York Times, 6. November). 

Unter dem Druck der benachbarten bürgerlichen afrika­
nischen Regime, die der ZANU und ZAPU Operationsbasen 
zur Verfügung stellen und ihnen finanzielle Hilfe zukommen 
lassen, haben beide Organisationen im März 1972 ein gemein­
sames militärisches Kommando in Lusaka, Sambia, gebildet. 
Im Dezember des gleichen Jahres erreichte der Guerillakampf 
wieder einen neuen Höhepunkt. Er wurde jedoch von den 
rhodesischen Truppen wirksam unter Kontrolle gebracht, 
und das gemeinsame Kommando fiel auseinander. Anfang 
1974 versuchte Muzorewa mit Unterstützung der winzigen 
weißen Oppositionsparteien seine Konkurrenten in den 
Hintergrund zu drängen, indern er in Verhandlungen mit 
Smith eintrat. Der Putsch vorn April im kriegsmüden Portu­
gal eröffnete jedoch den Weg zu einern grundlegenden Wech­
sel im südlichen Afrika, infolgedessen die koloniale Herr-
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schaft sowohl in Mocambique als auch in Angola innerhalb 
von anderthalb Jahren zusammenbrach. 

An diesem Punkt karnen die nationalistischen Afrikaaner 
Südafrikas zu dem Beschluß, daß die rhodesische Verteidi­
gungslinie der weißen Vorherrschaft langfristig nicht zu 
halten wäre. Dies führte zu einer Initiative Pretorias fur 
eine "Entspannung" im südlichen Afrika, welches wirtschaft­
liche Hilfe im Austausch für ein durch Verhandlungen zu­
standegekommenes Abkommen anbot. Eine Schlüsselrolle 
in den erfolglosen Entspannungsgesprächen spielte Sambias 
Präsident Kenneth Kaunda, der eine Möglichkeit sah, durch 
Geschäfte mit Süd afrikas Premier Balthazar Vor ster seine 
von Krisen zerrüttete Wirtschaft in Ordnung zu bringen. 

Im Dezember 1974 führte Kaunda ein weiteres Abkom­
men zwischen der ZANU und der ZAPU herbei, wo jedoch 
die Einheit nur auf dem Papier stand und das sich dieses 
Mal auch auf die FROLIZI erstreckte - all das unter der 
Ägide von Muzorewas ANC. Auf Druck von Washington, 
Pretoria und London ließ Smith eine Reihe von Gefangenen, 
frei (unter ihnen Nkomo, Sithole und Mugabe) und willigte 
widerstrebend in eine neue Verhandlungsrunde ein. Da die 
entlassenen Gefangenen befürchteten, in Rhodesien wieder 
verhaftet zu werden, fanden die Verhandlungen mit Smith in 
einern Eisenbahnwagen auf einer Brücke über dem Sambesi 
zwischen Rhodesien und Sambia statt. 

An der Spitze der vereinigten nationalistischen Delega­
tion stand Muzorewa, eine Tatsache, die Nkomo in große 
Verwirrung versetzte. Nachdem die Verhandlungen ge­
scheitert waren (wie gewöhnlich aufgrund von Smith' 
Widerwilligkeit, sich zu beugen), gründete.Nkomo seinen 
eigenen ANC (wenig mehr als die ZAPU mit einern neuen 
Namen) und erbot sich, allein mit Srnith in Rhodesien zu 
verhandeln. Nach der Niederlage der USA und Südafrikas 
in Angola, zwangen die "Frontstaaten" Nkomo, die Ver­
handlungen im März des Jahres abzubrechen. (Als eine Maß­
nahme des kaleidoskopischen Gemauschels der verschiede­
nen nationalistischen Führer, gründete Nkorno in Genf die 
"Patriotische Front" mit Mugabe, was Smith veraniaßte, 
seinen Verhandlungspartner vorn letzten Jahr als "ausge­
bootet" zu entlassen.) 

Die Guerillas der ZAND, die ihren Stützpunkt in Sambia 
haben, versuchten, den militärischen Kampf während der 
Verhandlungen fortzusetzen. Eine blutige Säuberung in der 
Armee im März 1975, in der man sich die Starnrnesfeindse­
ligkeiten zunutze machte, gab Kaunda die Handhabe, prak­
tisch die gesamte ZAND-Führung zu verhaften, in die Aus­
bildungslager einzudringen und 1400 Militante festzuneh­
men. Nach dem Bombenattentat auf Herbert Chitepo, der 
die ZAND solange führte, wie Sithole und Mugabe im Ge­
fängnis saßen, wurde eine aus elf afrikanischen Staaten be­
stehende internationale Kommission eingerichtet, die den 
Mord und seine Hintergründe untersuchen sollte. 

Den Berichten der Kommission zufolge war die Säube­
rung nach einer Revolte in den Ausbildungslagern der 
Guerilla im November 1974 eingeleitet worden, in der Be­
schuldigungen laut geworden waren, die von "umfangrei­
cher Korruption im militärischen Oberkommando" spra­
chen, "die in der bevorzugten Behandlung bestimmter eth­
nischer Gruppen zum Ausdruck kam." Die Rebellion wurde 
unterdrückt, und eine blutige Säuberung begann, in deren 
Verlauf die militärischen Führer vorn Schona-sprechenden 
Karanga-Stamm systematisch Rivalen vorn ebenfalls Schona­
sprechenden Manyika-Stamm ausrotteten. Nach dem Bericht 
der Kommission wurde die Säuberung von Josiah Tongogara 
und anderen Kommandanten angeleitet, die jetzt in der Exe­
kutive der ZIPA sind. Die Untersuchungsbeauftragten fanden 
heraus, daß Tongogara und andere Guerillaflihrer Chitepo ·iri 
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Manyika ennordet hatten, um zu verhindern, daß er die 
Exekutionen aufdecken würde (detaillierter Bericht in 
Africa, Mai 1976 und im Guardian, 10. April 1976). 

Während wir dieses Stammesmorden aufs Schärfste ver­
urteilen, müssen wir jedoch darauf hinweisen, daß die mas­
sive Unterdrückung der ZANU durch Sambia darauf abziel-
te, "Hitzköpfen" unter den Guerillas jede Lust zu nehmen, 
Sambias übereinkommen mit Vorster doch noch zu ver­
hindern. Deshalb hat die internationale Spartaeist Tendenz ge­
fordert, daß die Verhaftungen endlich aufhören, und die Re­
pression, die von dem ehemals als "antiimperialistisch" be­
zeichneten Kaunda eingeleitet wurde, verurteilt. (Während 
des angolanischen Bürgerkrieges initiierte Kaunda eine neue 
Repressionswelle - dieses Mal waren davon vor allem Studen­
ten betroffen, die für die MPLA demonstrierten, und die er 
als Marionetten des "sowjetischen Imperialismus" bezeich­
nete.) 

Nach dem Scheitern der vom ANC unternommenen 
Einheitsinitiative beschlossen die "Präsidenten der Front­
staaten" die zerstrittenen nationalistischen Führer zu über­
gehen und gründeten die ZIPA als gemeinsames militärisches 

. Kommando, um die Haupteskalation des Guerillakampfes 
zu dirigieren. Obwohl die Anführer der ZIPA Berichten 
zu folge den Politikern - einschließlich Mugabe - gegen­
über kritisch sind, sind sie doch völlig von Tansania und 
M09ambique abhängig; beide befürworten eine Beilegung 
des Konfliktes auf dem Verhandlungswege, um Handel 
mit Südafrika treiben zu können. So werden jene impres­
sionistischen kleinbürgerlichen Radikalen, die heute die 
ZIPA als "revolutionär" begrüßen (so wie sie gestern die 
von Sithole geführte ZANU unterstützt haben) mit Sicher­
heit bitter enttäuscht werden, wenn es sich herausstellt, 
daß das "Ergreifen des Gewehrs" noch keine Garantie für 
antiimperialistische Politik ist. 

Ein charakteristisches Beispiel für die Uneinigkeit inner­
halb der ZIPA kam zu Beginn der Genfer Verhandlungen 
zum Ausdruck. Am 30. September 1976 hielt ein Sprecher der 
Guerilla, der sich mit Mugabes ZANU identifIzierte, in 
Maputo, M09ambique, eine Pressekonferenz ab. Er verlas 
eine Erklärung, in der die Fortsetzung des bewaffneten 
Kampfes bis zum "endgültigen Sieg" gefordert wurde und 
erklärte: "Unter keinen Umständen sind wir bereit, die 
Macht mit Rassisten und Faschisten zu teilen" (Guardian, 
London, 1. Oktober 1976). Am nächsten Tag tadelte Alfred 
Nkita, politischer Kommissar der ZIPA und ein Anhänger Nko­
mos, öffentlich den anderen GuerillafUhrer, weil dieser vor­
gegeben hatte, im Namen der ZIPA zu sprechen. 

Ein paar Tage zuvor hatte Nyerere in einem Interview 
des britischen Fernsehens den Guerillas die harten Tat­
sachen des Lebens klar gemacht: "Ihre Arbeit, die Arbeit 
der Streitkräfte, besteht darin, Druck auszuüben. Sie 
werden nicht notwendigerweise an den Verhandlungen 
teilnehmen" (Guardian, London, 28. September 1976). 

Die Präsenz aller rhodesischen nationalistischen Frak­
tionen bei den Genfer Verhandlungen - die eingerichtet 
worden sind, um den Kissinger-Plan für "die übergabe der 
Macht an die Mehrheit auf dem Verhandlungswege" zu dis­
kutieren - und ihre wiederholten Aufforderungen an Eng­
land, ihren kolonialen Pflichten nachzukommen, und 
Smith gefügig zu machen, enthüllen, daß sie keine revolu­
tionäre Perspektive haben. Es kann gar nicht anders sein, 
denn diese kleinbürgerlichen Nationalisten, die die Unab­
hängigkeit aus den Händen der Imperialisten erwarten, dür­
sten nur danach, die neuen Ausbeuter zu werden, und den 
Platz ihrer ehemaligen Kolonialherren einzunehmen. 

In dem militärischen Konflikt, der sich gegenwärtig in 
Rhodesien abspielt, geben Marxisten den nationalistischen 
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Guerillas in ihrem Kampf zum Sturz der weißen Vorherr­
schaft militärische Unterstützung. Gleichzeitig ziehen ' 
sie die Lehren aus der Impotenz eines sich auf Bauern 
stützenden Guerillakampfes und der Unfähigkeit der Natio­
nalisten, mit dem Imperialismus zu brechen, indem sie ge­
rade auf die lebensnotwendige Aufgabe der Schmiedung ei­
ner revolutionären Partei hinweisen. 

Permanente Revolution im südlichen Afrika 

Die rassistische Herrschaft im südlichen Afrika ist mit dem 
Sturz des Smith-Regimes freilich nicht beendet. Entscheidend 
für den Sieg der sozialistischen Revolution in dieser Region 
ist der Sturz der Herrschaft der Buren in der Republik Süd­
afrika, das mit seinem sechs Millionen starken Proletariat das 
industrielle Zentrum des Kontinents darstellt. Südafrika ist 
zudem unabhängig von europäischer Kolonialherrschaft; die 
industriell entwickelte Wirtschaft erlaubt der Republik - mit 
ihren Besitztümern in verschiedenen afrikanischen Ländern -
die Rolle einer subimperialistischen Macht zu spielen. Außer­
dem haben Südafrikas weiße Siedler bereits vor langer Zeit 
eine von den europäischen Siedlern verschiedene Identität 
entwickelt, woher sie auch immer kamen (Afrikaans wird 
z. B. nirgends sonst auf der Welt gesprochen). Ungleich dem 
Rest Afrikas unterhalb der Sahara, wo ein kolonialer Verwal­
tungsapparat und eine dünne Schicht von aus aller Herren 
Länder zusammengelaufenen Unternehmern und Abenteurern 
der nationalen Unabhängigkeit im Weg standen, sind die 
nicht-weißen Massen Südafrikas mit einer relativ großen und 
ökonomisch starken Unterdrückerkaste konfrontiert. 

Ein revolutionäres Programm für Südafrika muß damit 
beginnen anzuerkennen, daß die nicht-weiße Mehrheit das 
demokratische Recht hat zu bestimmen, unter welcher Re­
gierung sie leben will, daß ihre Macht vor allem auf ihrer 
strategischen Rolle in der im Besitz von Weißen befIndlichen 
Wirtschaft beruht, daß Guerillastrategien sowie pazifIstische 
und parlamentarische Programme sich als impotent erwiesen 
haben und daß sie einer gutbewaffneten weißen Bevölkerung 
gegenüberstehen, die im Land tief verwurzelt ist und die sonst 
nirgendswo hingehen kann. Nur eine proletarische Strategie, 
die die farbigen (gemischtrassigen) und die indischen arbei­
tenden Massen mit den Schwarzen vereinigen kann, und die 
sich mit einem Programm voller demokratischer Rechte und 
einer egalitären sozialen Ordnung an die weißen Arbeiter 
wendet, eröffnet die Möglichkeit eines Auswegs aus der 
gegenwärtigen Situation, die von einem kolossalen Blu tbad 
nicht weit entfernt ist. Die weiße Arbeiteraristokratie, oder 
zumindest ein Teil von ihr, muß politisch neutralisiert wer­
den, soll das waffenstarrende, seine eigenen "Mirages" pro­
duzierende Regime der weißen rassistischen Minderheit er-
folgreich gestürzt werden. . 

Trotzkisten erheben die Forderung der "Arbeiterrevolu­
tion durch Zerschlagung der Apartheid". Um die Macht zu 
erobern, muß das nicht-weiße Proletariat einen Kampf zur 
Erringung wesentlicher demokratischer Rechte und rudimen­
tärer Grundlagen politischer und organisatorischer Macht 
fUhren. So fordern wir, daß politische und gewerkschaftli­
che Organisationsrechte auf die Nicht-Weißen ausgedehnt, 
daß alle antikommunistischen und "Antiterror"-Gesetze ab­
geschafft werden, daß die infamen Paßgesetze verschwinden 
und daß jegliche rassistische Gesetzgebung abgeschafft wird, 
daß das Kontraktarbeitssystem und die auf rassenmäßigen 
Kriterien basierende Jobreservierung verboten wird. Wir 
kämpfen ebenfalls für "gleichen Lohn für gleiche Arbeit" 
und gleiche Arbeitsbedingungen und für eine konstituieren­
de Versammlung, basierend auf allgemeinem und gleichem 
Wahlrecht. Wir betonen aber auch, im Gegensatz zu den Na-
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TLD -Veranstaltung 
Volksfront: Bremsklotz der Revolution 

Etwa vierzig Genossen und Genossinnen besuchten am 
10. Mai die Berliner Veranstaltung der TLD mit dem 
Thema: "Die Volksfront - Der Weg in die Niederlage". 
Angesichts der politischen Entwicklung vor allem im 
südeuropäischen Raum hat der revolutionäre Standpunkt 
der bedingungslosen Opposition gegenüber der Volks-
front und die Ablehnung jeglicher Art von politischer Unter­
stützung - so kritisch sie auch sein mag - von Volksfront­
koalitionen erneut an Aktualität gewonnen. 

Der erste Sprecher der TLD wies in seinem Referat 
daraufhin, daß die Volksfront keineswegs ein Phänomen 
der neue ren Geschichte, einen neuen Weg zur sozialisti­
schen Revolution darstellt, sondern sich bereits seit 1848 
als Mittel der Bourgeoisie bewährt hat, ihre Herrschaft auf­
recht zu erhalten. Ausgehend von den Lehren der Pariser 
Commune über die Notwendigkeit der Zerschlagung des 
bürgerlichen Staatsapparates durch die proletarische Re­
volution, seine Ersetzung durch Machtorgane der Arbei­
terklasse, erläuterte der Referent die Position der be­
dingungslosen Opposition gegenüber der Volksfront 
- weit entfernt von einer "kritischen Haltung der Tole­
ranz" eines Mandel - anhand der Politik der Bolsche­
wiki gegenüber der die Menschewiki und Sozialrevolu­
tionäre einschließenden Koalitionsregierung Kerenski. 
Die an die Menschewiki und Sozialrevolutionäre gerich­
tete Forderung, mit ihren bürgerlichen Bündnispartnern 
zu brechen und die Verantwortung für ihre Politik in die 
eigenen Hände zu nehmen, war ein entscheidender Hebel, 
um den verräterischen Charakter dieser Parteien zu ent­
larven. Der Sprecher verwies weiter auf die blutige Ge­
schichte des spanischen Bürgerkriegs als Resultat der 
völligen Kapitulation der Arbeiterorganisationen vor der 
Volksfront. Die zentristische POUM hatte durch ihren 
Eintritt in die katalonische Volksfrontregierung die Ver­
antwortung für die schwerwiegende Niederlage des spa­
nischen Proletariats mitübernommen. 

Ein weiteres Referat erinnerte an die jüngsten blutigen 
Ergebnisse der Volksfrontpolitik: Massenschlächtereien 
in Indonesien dank der klassenkollaborationistischen 
Politik der dortigen maoistischen KP (1965), die Nieder­
metzelung von tausenden von guevaristischen Jugend­
lichen auf Ceylon 1971 durch die Bandaranaike-Regierung, 
gedeckt durch die reformistische expabloistische Lanka 

, 

tionalisten und ihren stalinistischen Apologeten, daß diese 
demokratischen Aufgaben in der imperialistischen Epoche 
nur durch die proletarische Revolution voll realisiert werden 
können. 

Die Erfahrung zweier Jahrzehnte afrikanischen Unabhängig­
keitskampfes bestätigt voll die trotzkistische Theorie der 
Permanenten Revolution, die behauptet, daß weder die 
Bourgeoisie noch die diversen kleinbürgerlichen Kräfte in 
der Lage sind, selbst die demokratischen Aufgaben der bür­
gerlichen Revolution zu erftillen. Ob sie nun offen neokolo-

Sama Samaja Party, die bereits 1964 in die bürgerliche 
Regierung eingetreten war, und schließlich der "chileni­
sche Weg zum Sozialismus", dessen Erfolg uns durch die 
Herrschaft der Militärdiktatur Pinochets vergegenwärtigt 
wird. Der Referent erklärte, daß die Krise des Imperialis­
mus besonders ausgeprägt in den Ländern zutagetritt, die 
eine schwache kapitalistische Entwicklung durchgemacht 
haben. Es ist kein Zufall, daß man vor allem im südeur0-
päischen Raum Volksfrontformationen vorfindet. Die 
Bourgeoisie sucht nach einem Weg, ihr krisengeschütteltes 
System aufrechtzuerhalten. Mittels der reformistischen 
Massenparteien, ihren getreuen Helfern, gelingt es ihr, die 
sich regende Arbeiterklasse an den bürgerlichen Staat zu 
fesseln. Die Bereitschaft der spanischen KP, die Fahne 
des Proletariats gegen die Farben der Monarchie einzu­
tauschen, der "historische Komprorniß" der KPI, die 
Kapitulation der französischen LCR im Verein mit 
Lutte Ouvriere und der maoistischen OCT vor der 
"Union de la Gauche", das von der spanischen Sektion 
des Vereinigten Sekretariats (VS) mitunterzeichnete 
berüchtigte Kommunique von Barcelona - das alles sind 
nur wenige Beispiele des Verrats dieser Organisationen 
am Proletariat. Die bedingungslose Opposition gegen 
Volksfronten aller Couleur und jegliche linke Flanken­
deckung ist ein zentraler Bestandteil des Kampfes für die 
Wiederschaffung der Vierten Internationale, der revolu­
tionären Weltpartei. 

nialistiich sind oder sich auf einen "afrikanischen Sozialis­
mus" oder den "Marxismus-Leninismus" berufen - alle "un­
abhängigen" Regime haben sich den Imperialisten unterwor­
fen. Sie sind sogar unfähig gewesen, auch nur eine kapitalisti­
sche Entwicklung ihrer Ökonomien zu erreichen, und sowie 
die Armut sich verschärft, wird sie von einem Wiederaufleben 
des Tribalismus begleitet. Nur das Proletariat, an der Spitze 
der Bauernmassen stehend und seine eigene Klassenherrschaft 
etablierend, kann die schwarzen Massen Afrikas befreien. 

Nach Workers VanguardNr. 133 
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Zerschlagt die Herrschaft der weiBen "Herrenmenschen"! 

Neokolonialistische Nationalisten 
verraten rhodesische Massen 

12. Juni - Zum zweiten Male seit Ende Mai sind Rhodesiens 
,,Herrenmenschen" in einer vandalenartigen "search and 
destroy"-Aktion in M~ambique eingefallen. Die Zurschau­
stellung seines militärischen Bizeps, seiner gegenwärtigen 
strategischen überlegenheit, ist freilich nur Ausdruck der 
verzweifelten Lage des weißen rassistischen Siedlerregimes. 
Seine Tage sind gezählt. An vier Fronten kämpfen die schwar­
zen Guerillas gegen die Herrschaft der weißen Minderheit, 
tausende weitere werden in den Trainingslagern in Mocambique 
auf ihren Einsatz vorbereitet, aus den Randgebieten Rhodesiens 
strömen ihnen weiterhin hunderte schwarzer Jugendlicher zu. 
Sambia erklärte Mitte Mai den Kriegszustand mit Rhodesien 
und versetzte seine Truppen in Alarmbereitschaft. Auf der 
kürzlich beendeten UNO-Konferenz zur "Unterstützung der 
Völker Simbabwes und Namibias" in Maputo standen die 
kleinbürgerlich-nationalistischen Guerillafuhrer und ihre 
Protagonisten, die fünf schwarz afrikanischen "Frontstaaten" 
(Sambia, Angola, Mocambique, Tansania, Botswana) dann 
auch nicht allein da, als sie zum entschiedenen Kampf gegen 
das Srnith-Regime aufriefen: Der amerikanische UNO-Bot­
schafter Andrew Young ("Brothers!"), schwarze Gallionsfi-
gur und Aushängeschild des US-Imperialismus, der tönte, daß 
es "so etwas wie eine Revolution" in der Afrikapolitik der 
Vereinigten Staaten gegeben habe, forderte die schwarzen 
Rhodesier auf, die Wirtschaft der Weißen zu boykottieren, 
"ihr Geld in der Tasche (zu) behalten und drei oder sechs 

Callaghan und Nkomo: 
Freunde unter sich. 
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Monate nichts (zu) kaufen" (Frankfurter Allgemeine Zei­
tung, 20. Mai)! UNO-Präsident Waldheim sprach sich für die 
Notwendigkeit eines "Befreiungskrieges" aus (Süddeutsche 
Zeitung, 18. Mai), wenn Smith nicht das Prinzip der schwar­
zen Mehrheitsregierung akzeptieren würde, und die deutsche 
Bundesregierung erwägt nach den Worten von Entwicklungs­
hilfeministerin Schlei gar eine (',humanitäre") Unterstützung 
der von Joshua Nkomo geführten Guerillas (Frankfurter All­
gemeine Zeitung, 2. April). 

Die imperialistischen Länder, allen voran Großbritannien 
und die Vereinigten Staaten, haben erkannt, daß das Smith­
Regime einen Anachronismus darstellt, der sich nicht mehr 
halten läßt. Fallengelassen von den imperialistischen Groß­
mächten (im Gegensatz - trotz aller Rhetorik - zu Südafrika, 
in dem die Vereinigten Staaten 54 Prozent ihrer Afrika­
investitionen vorgenommen haben und das zudem als ein 
militärstrategisch wichtiger Bündnispartner gilt), ist die Herr­
schaft der weißen rhodesischen Minderheit nicht lebensfähig. 
278000 Weißen stehen gut 6 Millionen Schwarze gegenüber, 
auf einen Weißen kommen 20 Schwarze. Militärisch ist ihre 
Lage über kurz oder lang hoffnungslos, und die zunehmende 
Mobilisierung Weißer entzieht der rhodesischen Wirtschaft 
ihre so notwendig gebrauchten Arbeitskräfte. Einer täglich 
wachsenden Guerillastreitmacht, ausgestattet mit modern­
sten sowjetischen Waffen, kann die rhodesische Armee 

Fortgesetzt auf Seite 17 
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